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176. Sitzung 

Bonn, den 10. Oktober 1979 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich Ihnen 
folgendes mitteilen: Es liegt Ihnen eine Liste von 
Vorlagen — Stand: 25. September 1979 — vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Unterrichtung des Bundestages über drei von der 20. General-
konferenz der UNESCO angenommene Empfehlungen (Druck-
sache 8/3109) 
zuständig: Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Straßenbaubericht 1978 (Drucksache 8/3116) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-

meldewesen 

Bericht der Bundesregierung über die steuerliche Belastung 
von Zuwendungen, die Stiftungen an ihre Destinatäre gewähren 
(Drucksache 8/3165) 
zuständig: Finanzauschuß 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Dies ist 
nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. September 1979 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag ge-
mäß Artikel 77 GG nicht gestellt: 

Siebentes Gesetz zur Änderung des Kriegsgefangenenent-
schädigungsgesetzes (7. KgfEÄndG) 

Zweites Gesetz zur Änderung des Altölgesetzes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat eine Ent-
schließung gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll beigefügt 
ist. 

In seiner Sitzung am 28. September 1979 hat der Bundesrat 
ferner beschlossen, dem Gesetz zur Neufassung des Umsatz-
steuergesetzes und zur Änderung anderer Gesetze nicht zuzu-
stimmen. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/3227 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 28. September 1979 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen und dem Bun-
desminister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Lenzer, Dr. Probst, Pfeifer, Benz, Engelsberger, Gerstein, Dr. 
Hubrig, Dr. Riesenhuber, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Dr. Laufs, Pfeffermann, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Informations-/Kommunikationstech-
nologie — Drucksache 8/3159 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 8/3215 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 27. September 1979 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Lenzer, Dr. Probst, Pfeifer, Benz, Engelsberger, Gerstein, 
Dr. Hubrig, Dr. Riesenhuber, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Dr. Laufs, Pfeffermann, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Programme zur Förderung von 
technischer Kommunikation, Datenverarbeitung und Informations-
technik — Drucksache 8/3160 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Druckache 8/3216 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft hat mit Schreiben vom 25. September 
1979 im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Auswärtigen, 

dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundesminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten, dem Bundesminister für 
Forschung und Technologie und dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit die Kleine Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Marx, Pfeifer, und der Fraktion 
der CDU/CSU betr. Politische Bedeutung und gegenwärtiger 
Stand der deutschen Forschung gegenüber dem Nahen und Mitt-
leren Osten — Drucksache 8/3094 — beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache 8/3219 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 4. Ok-
tober 1979 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ver-
kehr, dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundesminister für 
Forschung und Technologie und dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Riesenhuber, Dr. Laufs, Volmer, Gerstein, Schwarz, Dr. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd), Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Dol-
linger und der Fraktion der CDU/CSU betr. Entgiftung von Auto-
abgasen — Drucksache 8/3155 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 8/3236 verteilt. 

Die in Drucksache 8/3161 unter Nr. 54 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung des 
Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedienste-
ten dieser Gemeinschaften 

ist als Drucksache 8/3211 verteilt. 

Die Fragen für den Monat August 1979 mit den dazu er-
teilten Antworten (Teile I—IX) werden als Drucksachen 8/3148, 
8/3156, 8/3175, 8/3180, 8/3187, 8/3196, 8/3200, 8/3229 und 8/3235 
verteilt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung rufe 
ich zuerst den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Gewährung eines einmaligen Heizölko-
stenzuschusses 1979 
— Drucksache 8/3220 —
Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO  

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit — 
federführend —, an den Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau — mitberatend — 
sowie an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 unse-
rer Geschäftsordnung vor. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich höre und sehe keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/3237 — 

Wir kommen zuerst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz. Zur Beantwortung der 
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Präsident Stücklen 
Fragen steht uns der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. de With zur Verfügung. 

Die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. Witt-
mann (München) wird auf Wunsch des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten 
Conradi auf: 

Sind der Bundesregierung Anhaltspunkte dafür bekannt, daß 
bei Verfahren vor den Finanzgerichten Wartezeiten bis zu zwei 
Jahren vorkommen, und sieht die Bundesregierung gegebenen-
falls Möglichkeiten, Abhilfe zu schaffen? 

Bitte schön. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi

-

nister der Justiz: Der Bundesregierung ist bekannt, 
daß sich bei Verfahren vor den Finanzgerichten 
teilweise Wartezeiten bis zu zwei Jahren und so-
gar noch darüber hinaus ergeben. Die Ursache 
hierfür ist eine zunehmende Belastung der Finanz-
gerichte. Seit 1970 sind die Eingänge bei den Fi-
nanzgerichten auf etwa das Dreieinhalbfache ange-
stiegen. Rund 13 500 Eingängen im Jahre 1970 stan-
den 1978 mehr als 44 300 Eingänge gegenüber. 

Diese erheblich angestiegene Belastung der Fi-
nanzgerichte haben sowohl die Länder als auch der 
Bundesgesetzgeber zum Anlaß genommen, Maßnah-
men zu ergreifen. Die Bundesländer haben in den 
Jahren 1977 bis 1979 79 neue Richterplanstellen für 
die Finanzgerichtsbarkeit geschaffen und 19 zusätz-
liche Senate bei den Finanzgerichten gebildet. Die 
Schaffung weiterer Richterplanstellen ist vorgese-
hen. Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Erlaß des 
Gesetzes zur Vereinfachung und Beschleunigung 
gerichtlicher Verfahren vom 3. Dezember 1976 und 
durch das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in 
der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 
31. März 1978 die Voraussetzungen für ein einfa-
cheres und rationelleres Verfahren geschaffen, das 
eine zügigere Abwicklung des einzelnen Verfah-
rens ermöglicht. Es darf erwartet werden, daß alle 
diese Maßnahmen zusammen zu einer Besserung 
der Lage in der Finanzgerichtsbarkeit beitragen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir darin zu, daß Wartezeiten von zwei Jahren 
und mehr vor dem Finanzgericht für den einzelnen 
Betroffenen praktisch zu einer Rechtsverweigerung 
führen können? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich würde so 
sagen: Spätes Recht ist halbes Recht. — Die Bemü-
hungen der Länder und des Bundes, diesem Miß-
stand abzuhelfen, habe ich geschildert. 

(Conradi [SPD] : Danke schön!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. 

Die Frage 25 des Herrn Abgeordneten Dr. von 
Geldern wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit. Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Zander zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Hasinger auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Diederich (Berlin) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sogenannte Wabbeltiere 
aus Weichkunststoff (PVC) vor allem bei Kleinkindern zu 
schweren gesundheitlichen Schäden führen können, und was ge-
denkt die Bundesregierung zu tun, um den Handel mit derar-
tig gefährlichem Spielzeug zu unterbinden? 

Bitte schön. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Dr. Diederich, auf Veranlassung des Bundesmini-
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
das Bundesgesundheitsamt die Gesundheitsschäd-
lichkeit von sogenannten Wabbeltieren aus weich-
macherhaltigem Polyvinylchlorid überprüft. Es ist 
zu dem Schluß gekommen, daß das Verschlucken 
dieser Gegenstände insbesondere für das Kleinkind 
eine ernste Gesundheitsgefährdung darstellt. Die 
Versuchsergebnisse wurden im Bundesgesundheits-
blatt 22 Nr. 15 vom 20. Juli 1979 veröffentlicht. 

Das Herstellen und Inverkehrbringen von Er-
zeugnissen, die geeignet sind,. die Gesundheit zu 
schädigen, ist nach § 30 Nrn. 1 und 2 des Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständegesetzes verboten. 
Die für die Überwachung des Verkehrs mit Be-
darfsgegenständen zuständigen obersten Landesge-
sundheitsbehörden hat der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit deshalb mit Schrei-
ben vom 13. August 1979 hiervon unterrichtet und 
sie gebeten, Maßnahmen zur Unterbindung des 
Vertriebs dieser Erzeugnisse zu ergreifen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang auch 
die Forderung der bayerischen SPD zur Kenntnis 
genommen, die für ein Verbot von weichmacher-
haltigem PVC-Spielzeug eintritt und diese ihre For-
derung u. a. auf die Erfahrungen mit Tierversuchen 
gründet? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mar-
schall, mir ist diese Forderung der bayerischen 
SPD aus der Presse bekannt. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Zur Be- 
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Präsident Stücklen 
antwortung der Fragen steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Kreutzmann zur Verfügung. 

Die Frage 3 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Niederselters) eingebracht. — Der Herr 
Abgeordnete ist nicht im Saal. Dann wird die Fra-
ge 3 ebenso wie die von Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Niederselters) eingebrachte Frage 4 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Wir kommen zu Frage 64 des Herrn Abgeordne-
ten Stockleben: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätigkeit der Innova-
tionsberatungsstellen und deren Auswirkung auf die regionale 
Wirtschaftsstruktur? 

Bitte schön. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident, 
darf ich die beiden von Herrn Abgeordneten Stock-
leben eingebrachten Fragen zusammen beantwor-
ten? 

Präsident Stücklen: Von mir aus haben Sie die 
Genehmigung sowieso. Es fragt sich nur, ob der 
Fragesteller damit einverstanden ist. 

(Stockleben [SPD] : Ja, wenn ich mehrere 
Zusatzfragen stellen darf!) 

— Einverstanden! Sie dürfen dann selbstverständ-
lich vier Zusatzfragen stellen. 

Ich rufe also noch die Frage 65 des Herrn Abge-
ordneten Stockleben auf: 

Welche Branchen und Unternehmen (Größe) nehmen die Lei-
stungen der Innovationsberatungsstellen bevorzugt in Anspruch, 
und wie soll dieser Service zukünftig ausgebaut werden? 

Bitte schön. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie fördert zur Zeit 14 Modellversuche zur 
Innovationsberatung für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Das Beratungsangebot dieser Stellen ist 
von den Unternehmen gut angenommen worden. 
Bisher wurden rund 1 500 Kontaktberatungen sowie 
600 Intensivberatungen durchgeführt bzw. vermit-
telt. 

Die Beratungsstellen werden damit der ihnen zu-
gedachten Rolle als Technologievermittler gerecht. 
Durch die Unterstützung der Unternehmen bei der 
Erschließung neuer Technologien für neue Produk-
te und Verfahren sind positive Auswirkungen 
durch die Beratungsstellen auf die Wirtschafts-
struktur in ihrer Region zu erwarten. 

Die Modellversuche sind in Regionen mit unter-
schiedlichen Wirtschaftsstrukturen angesiedelt. Ich 
verweise z. B. auf Modellversuche des Rationalisie-
rungskuratoriums der Deutschen Wirtschaft (RKW) 
in Baden-Württemberg und in Niedersachsen oder 
Modellversuche der Industrie- und Handelskam

-

mern (IHK) in Mannheim/Heidelberg und in Ko-
blenz sowie Krefeld/Mönchengladbach für den Nie-
derrhein. Dadurch kann das Beratungsinstrumenta-
rium für unterschiedliche Regionen und Sektoren 
überprüft und weiterentwickelt werden. 

Die Modellversuche sind auf die Beratung von 
kleinen und mittleren Unternehmen ausgerichtet. 
Zwei Drittel der bisher beratenen Firmen hatten 
weniger als 50 Beschäftigte. 

Durch die nicht branchenspezifisch ausgerichte-
ten Beratungsstellen beim RKW sowie den Indu-
strie- und Handelskammern wurden Unternehmen 
nahezu aller Branchen beraten. Deutliche Schwer-
punkte lagen dabei im Maschinenbau sowie in der 
Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik. Daneben gibt 
es aber auch regionalspezifische Beratungsschwer-
punkte, z. B. in der Textilbranche im Bereich der 
Industrie- und Handelskammer Krefeld/Mönchen-
gladbach. 

Mit den geförderten Modellversuchen sollen zu-
nächst ausreichende Erfahrungen gesammelt wer-
den. Danach wird über die längerfristige Fortfüh-
rung der Beratungsstellen zu entscheiden sein. Die 
Bundesregierung strebt dabei an, daß die Bera-
tungsstellen bei Bewährung von den Trägern aus 
eigener Kraft und unter weitgehender Einbindung 
in das bestehende Beratungsförderungssystem von 
Bund und Ländern weitergeführt werden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie erstens etwas Spezielles über die Innovations-
beratung im Raum Hannover/Hamburg aussagen, 
und die zweite Frage: Liegen, da ja ab Oktober 
1978 die Innovationsberatungsstelle im Bereich der 
IHK Braunschweig angelaufen ist, da erste Er-
kenntnisse vor? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, zur ersten Zusatzfrage wäre folgendes auszu-
führen: Wir fördern seit 1977 die RKW-Landes-
gruppe Niedersachsen. Die gegenwärtige Bewilli-
gung läuft bis Ende 1981. Gestartet wurde mit Per-
sonal in der Zentrale Hannover. Heute sind dort 
zwei Berater tätig. Ab 1978 wurde u. a. auf Grund 
Ihrer Anregung ein Beratungsstützpunkt bei der In-
dustrie- und Handelskammer Hannover hinzuge-
fügt, der mit einem Berater ausgestattet wurde. 
Eine ähnliche Ausweitung beabsichtigen wir dem-
nächst für den Raum Hamburg. 

Zur zweiten Frage wäre zu sagen, daß die Bera-
tungsaktivitäten beim RKW Niedersachsen insge-
samt gut angelaufen sind. Bisher — Stand: April 
1979 — wurden etwas über 100 Firmen beraten, da-
von 15 % intensiver. Die Nachfrage in Braun-
schweig ist gut. Bis April 1979 wurden 20 Firmen, 
bis heute — so ergab eine Nachfrage — 70 Firmen 
beraten. Eine abschließende Bewertung ist nach 
einjähriger Tätigkeit natürlich noch nicht mög-
lich. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 
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Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, wann ist 
mit einem Fazit dieser Pilotprojektberatung zu 
rechnen, und wird die Bundesregierung Ihres Er-
achtens auf Grund der Einschätzung der momenta-
nen Tätigkeit solche Pilotprojekte auch in Zukunft 
weiter fördern? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, zur ersten Frage wäre zu sagen, daß wir, wie 
ich soeben schon darlegte, derartige Projekte 
haushaltsmäßig bis 1981/82 fördern. Wir werden 
dann sicherlich eine gewisse Zeit benötigen, um 
die Erfahrungen dieser einzelnen Beratungsstellen 
auswerten zu können. Ich gehe davon aus, daß das 
etwa 1983 geschehen sein wird. 

Zum zweiten Punkt kann schon heute gesagt 
werden, daß die Beratung bei den Industrie- und 
Handelskammern gerade aus dem Bereich der klei-
nen und mittleren Unternehmen positiv aufgenom-
men wird. Denn hier ist ingesamt ein großer Bedarf 
vorhanden. Die Unternehmen stützen sich gern auf 
eine Beratung bei den Industrie- und Handelskam-
mern, weil natürlich das Vertrauen der kleinen Un-
ternehmen aus der Wirtschaft vor allen Dingen 
den Industrie- und Handelskammern gilt. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen; 
damit ist die Behandlung dieses Geschäftsbereichs 
abgeschlossen. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, Schülerinnen 
und Schüler einer Wirtschaftschule aus Paris, die 
auf der Tribüne Platz genommen haben, recht herz-
lich im Deutschen Bundestag zu begrüßen. Ich 
wünsche einen angenehmen Aufenthalt in Deutsch-
land. 

(Beifall) 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns  der  Herr Parlamentarische Staatssekretär 
von Schoeler zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 5 des Herrn Abgeordneten Büh-
ling auf: 

Welche Ursachen sieht die Bundesregierung dafür, daß in den 
letzten Jahren von den im Bundesgebiet (einschließlich West-
Berlin) — zum Teil schon viele Jahre — wohnhaften Türken je-
weils weniger als 1 Promille eingebürgert worden sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, wären Sie ein-
verstanden, wenn ich Ihre beiden Fragen zusam-
men beantwortete? 

(Bühling [SPD] : Ja!) 
— Danke. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich zusätzlich Fra-
ge 6 des Herrn Abgeordneten Bühling auf: 

Wie viele Türken, die in den letzten Jahren die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben, waren Ehegatten Deut-
scher? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Gemessen an 
der Zahl von mehr als 500 000 derzeit hier beschäf-
tigten türkischen Arbeitnehmer ist die Zahl der 
Einbürgerungen von Angehörigen dieses Personen-
kreises gering: 1976 wurden 333, 1977 246 und 1978 

315 türkische Staatsangehörige eingebürgert. Aus 
früher in den Bundesländern durchgeführten Um-
fragen ergibt sich, daß es den ausländischen Ar-
beitnehmern vorwiegend um die Sicherung des 
Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland 
und um die Erhaltung ihres Arbeitsplatzes geht. 
Diesem Anliegen der ausländischen Arbeitnehmer 
ist nicht zuletzt durch die seit Oktober 1978 einge-
leitete Verbesserung des aufenthaltsrechtlichen 
Status Rechnung getragen worden. 

Daneben ist festgestellt worden, daß gerade bei 
türkischen Arbeitnehmern vielfältige Beziehungen 
und Bindungen zu ihrem Heimatstaat fortbestehen. 
Deshalb ist davon auszugehen, daß die Aufgabe ih-
rer bisherigen Staatsangehörigkeit als Vorausset-
zung für eine Einbürgerung eine starke Hemm-
schwelle bildet, zumal dann, wenn sich die türki-
schen Arbeitnehmer die Rückkehr in ihre Heimat 
offenhalten möchten. Von den erweiterten Einbür-
gerungsmöglichkeiten des § 9 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes haben 1976 125, 1977 
92 und 1978 118 mit Deutschen verheiratete Türken 
Gebrauch gemacht. Von den insgesamt eingebür-
gerten türkischen Staatsangehörigen waren dem-
nach wenig mehr als ein Drittel mit deutschen Ehe-
gatten verheiratet. 

Präsident Stücklen: Keine Zusatzfrage? 
(Bühling [SPD] : Doch!) 

— Eine Zusatzfrage, bitte! 

Bühling (SPD) : Herr Staatssekretär, bestehen ne-
ben den von Ihnen genannten psychologischen 
Hemmnissen auch irgendwelche besonderen recht-
lichen Hemmnisse von türkischer Seite, die größer 
sind als diejenigen, die andere Staaten der Einbür-
gerung etwa in den Weg legen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mir ist ein signifkanter Unterschied zu anderen 
Staaten in dem Sinne Ihrer Frage nicht bekannt. 
Das Problem bildet nach unserer Einschätzung und 
der Erfahrung, die die Länder gesammelt haben, 
überwiegend die sich aus völkerrechtlichen Grund-
sätzen ergebende Notwendigkeit des Verzichts auf 
die eigene Staatsangehörigkeit. Das ist nach unse-
ren Erfahrungen die wesentliche Hemmschwelle, 
sich für eine Einbürgerung in die Bundesrepublik 
Deutschland zu entscheiden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te! 

Bühling (SPD) : Würden die Gründe, die Sie, Herr 
Staatssekretär, genannt haben, nicht noch bedeut-
samer erscheinen, wenn Sie statt der 500 000 türki-
schen Arbeitnehmer die Gesamtzahl von 1 165 000 
Türken insgesamt in der Bundesrepublik nach den 
letzten statistischen Veröffentlichungen zugrunde 
legen, — wenn ich jetzt meine Feststellung in Fra-
geform kleiden darf? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich kann die 
Feststellung bestätigen, Herr Kollege. 
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Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
— Ich rufe auf die Frage 7 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Voss: 

Hat — wie die Presse meldete — Bundesinnenminister Baum 
erklärt, bei dem Begriff Nazi denke er „immer an kleine Kinder, 
die in Verbrennungsöfen geschickt wurden", und dies im Zu

-

sammenhang mit einem Vergleich linksradikaler Gewaltdemon-
stranten und Chaoten mit den Methoden, die früher nationalso-
zialistische Kampfverbände (SA und SS) in politischen Veran-
staltungen von Andersdenkenden geübt haben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
in der Tat hat Herr Bundesminister Baum die von 
Ihnen zitierte Erklärung abgegeben. Dies geschah 
im Zusammenhang mit der Äußerung von Herrn 
Strauß in Essen am 15. September 1979 an die 
Adresse störender Demonstranten. Herr Strauß sag-
te — ich zitiere —: 

Ihr seid die besten Nazis, die es je gab. 

Die Erklärung von Herrn Baum geschah vor al-
lem im Hinblick darauf, daß in diesem Zusammen-
hang die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
in die Nähe des Extremismus gerückt worden war 
und hierbei — wenn auch nicht von Herrn Strauß 
selbst — sogar der Begriff des „Schreibtischtäters" 
gebraucht worden war. Im übrigen hat Herr Baum 
aus diesem Anlaß öffentlich erklärt — ich zitie-
re —: 

Ich mißbillige, daß Herr Strauß daran gehin-
dert wurde zu reden. Auf der anderen Seite ist 
er ein erfahrener Politiker und muß sich über-
legen, wie er auf solche Angriffe reagiert. 
Durch Überreaktion wird die Stimmung weiter 
verschlechtert. Ich halte es für ganz schlecht, 
daß er und auch andere Politiker der CDU die 
Sozialdemokraten oder Teile der Sozialdemo-
kraten verantwortlich machen für diese Zwi-
schenfälle ... Ich halte es überhaupt für ver-
hängnisvoll, daß ein politisches Lager dem an-
deren jeweils die Extremisten zuordnete ... 
Das dürfen Demokraten nicht tun. Ich glaube 
schon, daß wir eine gemeinsame Verpflichtung 
haben zur Abwehr aller extremistischen Be-
strebungen. Diese Gemeinsamkeit, die so oft 
beschworen wird, droht verlorenzugehen, 
schon in einem sehr frühen Stadium des Wahl-
kampfes. Das bedauere ich. 

Ich habe dieser Erklärung nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß man die Methoden 
der linksradikalen Gewaltdemonstranten und Chao-
ten durchaus mit den Methoden vergleichen kann, 
die SA und SS in der damaligen Zeit bei den Stö-
rungen von demokratischen Veranstaltungen ange-
wandt haben, und daß aus diesem Grunde der Ver-
gleich, den Herr Bundesinnenminister Baum ge-
braucht hat, nicht nur historisch falsch, sondern 
auch unpassend, geschmacklos und deplaziert ist? 

Präsident Stücklen: Einen Augenblick, Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär. — Herr Kollege 
Voss, streichen Sie das Wort „geschmacklos".  
Dann ist die Frage gelaufen. 

(Dr. Voss [CDU/CSU] : Einverstanden!) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voss, ich weise darauf hin, daß Herr Baum in der 
gleichen Erklärung ausdrücklich mißbilligt hat, daß 
Herr Strauß daran gehindert werden sollte, zu re-
den. Die Erklärung von Herrn Baum ist dadurch 
provoziert worden, daß nicht irgendein Vergleich 
gemacht wurde, sondern daß die Formulierung ge-
wählt wurde: „Ihr seid die besten Nazis, die es je 
gab." Dieses allerdings ist eine Äußerung, die eine 
solche Antwort verdient. Deswegen meine ich, daß 
es am besten wäre, wenn diese Äußerung aus der 
Welt geschafft würde. Dann könnte man auch die-
se Diskussion beenden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te! 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß es zu den Aufgaben 
eines Bundesinnenministers gehört, auch Angehöri-
ge von demokratischen Parteien, mit denen er sich 
nicht so verbunden fühlt, vor -Vorwürfen zu be-
wahren und zu beschützen, die da lauten, sie seien 
Nazis und Faschisten und würden sich deren Me-
thoden bedienen? Und sind Sie in der Lage, Herr 
Staatssekretär, mir eine derartige Äußerung von 
Herrn Bundesinnenminister Baum zu nennen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voss, es ist überhaupt nicht erforderlich, Ihnen 
eine neue zu beschaffen, weil die Erklärung selbst-
verständlich da ist. Ich habe sie Ihnen vorhin so-
gar zitiert. Ich zitiere noch einmal, was Herr Baum 
in diesem Zusammenhang auch gesagt hat: 

Ich halte es überhaupt für verhängnisvoll, daß 
ein polititsches Lager dem anderen jeweils die 
Extremisten zuordnet. 

Selbstverständlich hat Herr Baum aus diesem An-
laß auch darauf hingewiesen — ich wiederhole es 
noch einmal —, daß er es verurteilt, wenn Demo-
kraten am Reden gehindert werden. Dabei spielt 
der politische Standort des Redenden unter Demo-
kraten selbstverständlich überhaupt keine Rolle. 
Das kann doch zwischen uns Demokraten in die-
sem Parlament gar nicht im Zweifel sein. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Roth. 

Roth (SPD) : Herr Staatssekretär, halten sie es für 
richtig, wenn man die Geschichte der SA und der 
SS 1932, als sie vor allem durch Saalschlachten 
und ähnliche Veranstaltungen bekannt waren, ab-
schneidet und die übrige Geschichte der SS, die di-
rekt in die Verbrennungsöfen von Auschwitz ge-
führt hat, bei derartigen Vergleichen vergißt? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Roth, ich meine in der Tat — wenn ich Ihre Frage 
richtig verstanden habe —, daß man Mittel nicht 
völlig isoliert betrachten kann, wenn man histori-
sche Parallelen und Vergleiche zieht, sondern daß 
man den ganzen ideologischen Gehalt und die Fol-
gen des Nationalsozialismus berücksichtigen muß, 
wenn man sich auch nur daran begibt, zu überle-
gen, ob man Vergleiche mit anderen Erscheinun-
gen ziehen kann. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Conradi. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung meine Befürchtung, daß die Bezeich-
nung politisch Andersdenkender in Wahlreden 
etwa als „Banditen" oder als „Ratten" oder als 
„Tiere" zu einer Polarisierung führt und solche un-
erfreulichen Störungen, wie wir sie erlebt haben, 
geradezu hervorruft? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, ich möchte an dem Prinzip festhalten, daß 
die Bundesregierung nicht Äußerungen einzelner 
demokratischer Politiker bewertet. Ich habe von 
diesem Prinzip hier insofern abweichen müssen, als 
ein Kollege des Parlaments ein Zitat von Herrn 
Baum zur Sprache gebracht hat, das dann erläutert 
werden mußte. Im übrigen verweise ich auf das, 
was ich gesagt habe, nämlich daß jede Überreak-
tion auf Störungen in Veranstaltungen die Stim-
mung nicht nur in dieser Veranstaltung, sondern, 
wenn es sich um gewichtige Politiker handelt, 
auch in der gesamten Öffentlichkeit gerade wäh-
rend eines Wahlkampfs weiter anheizt. Das sollten 
wir alle gemeinsam verhindern. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, an Ihre 
letzten Ausführungen anknüpfend frage ich Sie: 
Mißbilligen Sie ebenso die Aussage des Finanzse-
nators von Bremen, der geäußert hat, Carstens, 
Stücklen und Strauß seien als eine Gang zu be-
zeichnen? 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Niegel, 
so wohlwollend die Frage gemeint sein mag, aber 
die Bundesregierung ist nicht zuständig, zu beurtei-
len und zu mißbilligen, was andere außerhalb des 
Parlaments und der Regierung gesagt haben. Aber 
Sie haben die Frage ja losgebracht. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten 
Schäfer (Offenburg) auf. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage 8 und ebenso die Frage 9 
desselben Fragestellers werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf. — Der Abgeordnete ist ebenfalls nicht 

im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Bestätigt die Bundesregierung, daß bei Bundesgrenzschutzab-
teilungen am Zonenrand Soll- und Ist-Stärke der Bundesgrenz-
schutzbeamten weit auseinanderklaffen, und wenn ja, wie 
glaubt die Bundesregierung, angesichts der Tatsache des Perso-
nalmangels die Einsatzbereitschaft aufrechterhalten zu können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Niegel, den ersten Teil Ihrer Frage beantworte ich 
mit Nein. Die Beantwortung des zweiten Teils Ihrer 
Frage entfällt damit. 

Zur Erläuterung weise ich auf folgendes hin. Die 
Planstellen der genannten Abteilungen des Bundes-
grenzschutzes sind nahezu vollständig besetzt. Die 
Soll-Stärke beträgt 17 535, die Ist-Stärke beträgt 
16 977. Beide Angaben beziehen sich auf den Stich-
tag 5. September 1979. Der Unterschied zwischen 
beiden Zahlen ist eine Folge der Fluktuation inner-
halb des BGS, die bei der hohen Gesamtzahl der 
Beamten unvermeidlich ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, voraus-
gesetzt, daß die Soll-Stärke so zutreffen mag, wie 
Sie sie angegeben haben, sind Sie nicht mit mir 
der Meinung, daß die Zahl der Beamten des Bun-
desgrenzschutzes, die ihre eigentlichen Aufgaben 
wahrnehmen sollen, nicht ausreichen kann, weil 
ein großer Teil dieser Beamten für den Schutz von 
ausländischen Vertretungen oder auch zur Bewa-
chung  von Flughäfen, zur Sicherungsüberprüfung 
auf den Flughäfen usw. benötigt wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Niegel, erstens stimmt die Zahl der Soll-Stärke, die 
ich angegeben habe. Zweitens ist es so, daß Beam-
te, die für Aufgaben, die dem BGS zugewiesen 
sind, eingesetzt worden sind oder eingesetzt wer-
den — z. B. zum Schutz ausländischer Missionen —, 
nicht etwa zum Einsatz nicht bereitstehen, son-
dern sie werden schon entsprechend dem Auftrag 
des BGS eingesetzt. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, besteht 
die Gefahr, daß z. B. an der Zonengrenze nicht ge-
nügend Beamte zur Verfügung stehen, so daß 
zwangsläufig die Beamten des BGS nicht mehr ihre 
regelmäßigen Streifen absolvieren können und da-
durch sogar Übertritte von Beamten der Volkspoli-
zei zum Zwecke der Vereitelung von Fluchtversu-
chen möglich gemacht werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Niegel, wir berichten dem Bundestag ja regelmäßig 
— auch der Grenzschutz tut das in seinem Jahres-
bericht — über die Tätigkeit des Bundesgrenschut-
zes an den Grenzen. Die Sicherheitsaufgaben des 
Bundesgrenzschutzes an den Grenzen wird mit den 
verfügbaren Kräften voll wahrgenommen. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 176. Sitzung. — Bonn, Mittwoch, den 10. Oktober 1979. 	13883 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Frage 12 des Herrn Abgeordneten Würtz, die Fra-
gen 13 und 14 der Abgeordneten Frau Dr. Harten-
stein sowie die Fragen 66 und 67 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Steger sollen auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Frage 44 der Abgeordneten Frau Schuchardt ist 
zurückgezogen worden. 

(Wolfgramm [Göttingen] [FDP] : Frage 44 
soll schriftlich beantwortet werden!) 

— Gut, dann wird Frage 44 der Abgeordneten Frau 
Schuchardt schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 16 des Herrn Abgeordneten Mar-
schall auf: 

Hat die Bundesregierung alle der Gesellschaft für Reaktorsi-
cherheit (GRS) mitgeteilten Störfälle bis 1977 erfaßt, und sind 
diese mit den in der vor kurzem erschienenen Dokumentation 
des Bundesverbands Bürgerinitiativen Umweltschutz e. V. veröf-
fentlichten Störfallberichten deutscher Kernkraftwerke identisch? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Ihre Frage beantworte ich mit Ja. 

Präsident Stücklen: Haben Sie dazu eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Marschall? 

(Marschall [SPD] : Ich habe sehr wohl eine 
Zusatzfrage!) 

Dann bitte. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, wie erklärt 
die Bundesregierung den Widerspruch, der darin 
besteht, daß beispielsweise in der Dokumentation 
der Bundesregierung zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie für das Jahr 1976 14 besondere Stör-
fälle angegeben sind, während in der Dokumenta-
tion der BBU über 130 Fälle nachgewiesen sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
bei diesem Vergleich, der von der BBU angestellt 
worden ist, werden zwei nicht vergleichbare Zah-
len miteinander verglichen. Die Zahl von 14 Stör-
fällen, die in dem von Ihnen zitierten Bericht der 
Bundesregierung, und zwar vom Bundesforschungs-
minister, genannt worden ist, beinhaltete nicht alle 
in dem Berichtszeitraum erfaßten Vorfälle, sondern 
diese Zahl war eine Auswahl von beispielhaft her-
angezogenen Störfällen, von denen in diesem Be-
richt die Rede war. Die vollständige Information 
des Parlaments über die Störfälle in Kernkraftwer-
ken in der Bundesrepublik Deutschland enthält der 
Bericht des Bundesinnenministers an den Innenaus-
schuß des Deutschen Bundestages aus dem Jahre 
1977, der für die folgenden Jahre fortgeschrieben 
und dem Innenausschuß übermittelt worden ist. 

Die Erklärung — kurz zusammengefaßt — dafür 
ist, daß zwei nicht vergleichbare Zahlen miteinan-
der verglichen wurden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te. 

Marschall (SPD) : Ist die Bundesregierung bereit, 
dem Parlament auch die Zahlen der Jahre vor 1977 
zur Gänze mitzuteilen und sie damit auch der Öf-
fentlichkeit zur Kenntnis zu geben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
für die Jahre vor 1977 ist das durch einen Bericht 
geschehen, der dem Innenausschuß im Juni 1977 
vorgelegt wurde. Dieser Bericht umfaßt eine Zu-
sammenstellung der besonderen Vorfälle in Kern-
kraftwerken der Bundesrepublik Deutschland von 
1965 bis 1976. Der Bericht, den wir 1977 vorgelegt 
haben, umfaßte also den Berichtszeitraum 1965 bis 
1976. Im Jahre 1979 haben wir einen Bericht über 
die Jahre 1977 und 1978 abgegeben. Es ist also 
vollständig informiert worden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 17 des Herrn Abgeordneten Mar-
schall auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die seither zur Kenntnis der 
GRS bzw. des Bundesinnenministeriums gelangten Störfälle in 
vollem Umfang zu veröffentlichen, und wenn nicht, welche 
rechtlichen Gründe stehen dem entgegen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Frage ist durch meine Antworten auf Ihre Zu-
satzfragen beantwortet worden. Ich weise noch 
einmal auf den Bericht des Bundesministers des In-
nern vom 22. Mai 1977 an den Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages hin. Ihre Frage ist deshalb 
im Grunde genommen jetzt ergänzend nur noch mit 
dem einfachen Wort „selbstverständlich" zu beant-
worten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie haben 
wieder gesagt, daß ,  für die vorangegangenen Jahre 
die Zahl der besonderen Vorfälle zur Kenntnis ge-
bracht werden soll. Dies ist unter anderem einer 
der Gründe, weshalb ich frage, weil beispielsweise 
die Zahl der Störfälle in der Kategorie A, die si-
cherheitstechnisch unmittelbar signifikant sind, die 
Zahl der von der Bundesregierung bisher dokumen-
tierten Vorfälle deutlich übersteigt. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich muß es noch einmal auseinandernehmen. Die 
Berichte an den Innenausschuß, und zwar sowohl 
der Bericht aus dem Jahre 1977 — er betrifft den 
Zeitraum 1975 bis 1976 — als auch der Bericht aus 
dem Jahre 1979 — er betrifft den Zeitraum 1977 
und 1978 —, enthalten eine Aufstellung aller si-
cherheitsbedeutsamen Ereignisse in Kernkraftwer-
ken der Bundesrepublik Deutschland für den Be-
richtszeitraum. In dem Anschreiben an den Aus-
schußvorsitzenden ist darauf hingewiesen worden, 
daß in den Berichten nicht die gesamte im Be-
richtszeitraum angefallene Betriebserfahrung doku-
mentiert wird. Ereignisse mit ausschließlich be-
trieblicher Bedeutung werden in der Regel auf die-
sem Wege nicht mitgeteilt. Daraus mag sich jetzt 
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eine Differenz ergeben, aber es handelt sich dabei 
— ich sage es noch einmal, wie es in dem An-
schreiben an den Innenausschuß mitgeteilt worden 
ist — um Ereignisse mit ausschließlich betriebli-
cher Bedeutung. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 
 

Marschall (SPD) : Kurz und präzise gefragt, Herr 
Staatssekretär: Ist die Bundesregierung bereit, alle 
über die Gesellschaft für Reaktorsicherheit gemel-
deten Fälle auch der Öffentlichkeit mitzuteilen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Selbstver-
ständlich, Herr Kollege. Wir haben das dem Innen-
ausschuß des Deutschen Bundestages nicht mitge-
teilt, um einfach zu beschränken, was an Informa-
tionen mitgeteilt wird. Sie müssen auch sehen, daß 
der Umfang der Informationen entscheidend dafür 
ist, ob man das überhaupt noch aufnehmen kann. 
Wir wollen nicht, daß eine Liste mit einem Sam-
melsurium auf der einen Seite und von wirklich si-
cherheitsbedeutsamen Ereignissen auf der anderen 
Seite, vermischt miteinander, mitgeteilt wird mit 
dem Ergebnis, daß der Innenausschuß des Parla-
ments vor der schwierigen Frage steht, sich her-
auszusuchen: „Welches sind nun die Dinge, mit de-
nen wir uns beschäftigen müssen?" Dies ist dem 
Innenausschuß als Kriterium mitgeteilt worden. 
Der Innenausschuß war damit einverstanden. 

Wenn Sie die Unterlagen einzusehen wünschen 
oder wenn der Innenausschuß das wünscht, dann 
wird Ihnen das selbstverständlich in voller Offen-
heit mitgeteilt. Daran gibt es überhaupt keinen 
Zweifel. Das Prinzip der vollkommenen Information 
des Parlaments und damit der Öffentlichkeit gilt 
für uns in diesem. sensiblen Bereich voll und un-
eingeschränkt. 

Präsident Stücklen: „Vollkommen" — darauf 
könnte das Parlament noch verzichten; „vollstän-
dig" wäre schon ausreichend. 

(Heiterkeit) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Wenn beides 
zusammenfällt, ist es natürlich noch besser, Herr 
Präsident. 

Präsident Stücklen: Ich rufe den Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Wirtschaft auf. Zur 
Beantwortung steht uns Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Grüner zur Verfügung. 

Die Fragen 23 und 24 des Abgeordneten Wolf-
ram (Recklinghausen) werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 21 des Herrn Abgeordneten Löff-
ler auf: 

Glaubt die Bundesregierung, daß sie die in Tokio eingegange-
ne Verpflichtung, die jährlichen Öleinfuhren in den Jahren von 
1980 bis 1985 auf dem Stand des Jahrs 1978 zu halten, erfüllen 
kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident, ich würde gerne 
beide Fragen im Zusammenhang beantworten. 

(Löffler [SPD] : Gerne!) 

Präsident Stücklen: Ich rufe auch noch Frage 22 
des Abgeordneten Löffler auf: 

Wenn nicht, welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um 1980 und in den folgenden Jahren die  Ölein

-

fuhr gegenüber 1978 nicht steigen zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung wird ihre auf dem Weltwirtschaftsgipfel in 
Tokio eingegangenen Verpflichtungen zur Begren-
zung der Öleinfuhren erfüllen. In Tokio war der 
Beschluß des vorangegangenen Europäischen Rates 
in Straßburg bekräftigt worden, die Öleinfuhren 
der Gemeinschaft zwischen 1980 und 1985 nicht 
über den Stand von 1978 steigen zu lassen, nämlich 
nicht über 472 Millionen Tonnen. Zusätzlich hatten 
die am Tokio-Gipfel teilnehmenden vier EG-Länder 
zugesagt, sich um eine Auffächerung dieses Glo-
balziels zu bemühen. Diese Auffächerung ist für 
1985 inzwischen in der Europäischen Gemeinschaft 
vorgenommen und auf dem Treffen der Energie-Mi-
nister der sieben Tokio-Teilnehmerländer am 26. 
September 1979 in Paris bestätigt worden. Dabei 
hat die Bundesrepublik für 1985 eine Netto-Einfuhr 
von 141 Millionen Tonnen als politische Verpflich-
tung und als Zielgröße ihrer Energiepolitik akzep-
tiert. Ob bzw. inwieweit es zu einer ländermäßigen 
Aufteilung der Öleinfuhren der EG-Länder in den 
Jahren vor 1985 kommen wird, ist gegenwärtig 
noch offen. Die Möglichkeiten dafür sind aber sehr 
positiv zu bewerten. 

Dies in Paris für 1985 akzeptierte Einfuhrziel für 
die Bundesrepublik Deutschland erfordert in den 
kommenden Jahren zusätzliche Anstrengungen im 
Bereich der Energieeinsparung und der Mineralöl

-

substitution sowie im Bereich der Entwicklung al-
ternativer Energieträger. Die Bundesregierung hat 
zu diesem Zweck einen speziellen Kabinettsaus-
schuß gebildet und am 12. September dieses Jahres 
bereits eine Reihe neuer Energiesparmaßnahmen 
beschlossen. Weitere Maßnahmen werden noch ge-
prüft, wobei zunehmend die Ansatzpunkte für die 
Substitution des Öleinsatzes in der Industrie in den 
Mittelpunkt rücken. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Löffler (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie es 
angesichts der Tatsache, daß in den ersten acht 
Monaten dieses Jahres die Preise für Rohöl um 
17 % gestiegen sind, aber gleichzeitig die Rohöl

-

einfuhren auch um 16,3 % gestiegen sind, nicht für 
unwahrscheinlich, daß das von Ihnen skizzierte 
Ziel erreicht wird? Die bisher vertretene Auffas-
sung der Bundesregierung, daß eine Mengenregu-
lierung auch über den Preis erfolgen werde, trifft 
doch offensichtlich nicht zu. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann diese 
Schlußfolgerung nicht teilen, Herr Kollege. Die 
Bundesrepublik rangiert mit 2,8 % Mehrverbrauch 
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im ersten Halbjahr im Vergleich zu den übrigen 
EG-Ländern an dritter Stelle nach Frankreich mit 
1,8 % und Großbritannien mit 2,6 % Mehrver-
brauch. Das ist allerdings auf das in 1979 sehr viel 
stärkere Wachstum des Bruttosozialprodukts in der 
Bundesrepublik Deutschland zurückzuführen: plus 
4,3 % bei uns gegenüber minus 0,6 % in Großbri-
tannien und plus 2,5 % in Frankreich. 

Das wird vor allem bei einer auch nach Haupt-
produkten differenzierten Betrachtung deutlich: 
sehr viel geringerer bzw. rückläufiger Verbrauchs-
anstieg bei den vom privaten Konsum bestimmten 
Mineralölprodukten — Motorenbenzin und leichtes 
Heizöl —, stärkerer Verbrauchsanstieg bei den 
stärker konjunkturabhängigen Mineralölprodukten 
Dieselkraftstoff und schweres Heizöl. Die Absatz-
entwicklung von Januar bis August zeigt: Verga-
serkraftstoff plus 1,7 %, leichtes Heizöl minus 2 %, 
Dieselkraftstoff plus 12 %, schweres Heizöl plus 
4,8 %. Hier- wird sehr deutlich, daß die konjuktu-
relle Aufwärtsentwicklung, zu ,der wir ja interna-
tional besonders nachdrücklich aufgefordert wor-
den sind, eine große Rolle spielt. 

Man muß hinzufügen, daß die Auswirkungen der 
Preisentwicklung sich naturgemäß nicht schlagar-
tig sichtbar machen lassen. Denn die enormen 
Möglichkeiten des Einsatzes von Substitutionsener-
gie treten nicht von heute auf morgen hervor, sind 
aber durch die hohen Preise sehr deutlich sichtbar 
geworden. Der Umstellungsprozeß in unserer Wirt-
schaft, aber auch in den privaten Haushaltungen 
ist in vollem Gange. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit

-

te. 

Löffler (SPD) : Herr Staatssekretär, ich glaube 
doch nicht, daß ich Ihre Antwort so verstehen 
muß, daß Sie die von mir genannten Zahlen in 
Zweifel ziehen, die ich der Mitteilung des Bundes-
wirtschaftsministeriums Nr. 7810 vom 25. Septem-
ber 1979 entnommen habe? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das tue ich 
nicht. Ich möchte nur die damit verbundene 
Schlußfolgerung nicht ziehen, die Preise hätten 
nicht einen dämpfenden Effekt auf den Verbrauch. 
Daß ein Verbrauch nicht unabhängig ist von einer 
außerordentlich günstigen Baukonjunktur, vom 
Wiederanlaufen der Stahlproduktion, ist selbstver-
ständlich. Diesen Zusammenhang versuchte ich mit 
meinen Zahlen deutlich zu machen. 

Man war sich auch bei den internationalen Ab-
machungen völlig klar darüber, daß ein hohes 
Wachstum des Bruttosozialprodukts andere Maß-
stäbe bei der Beurteilung der Entwicklung der Ein-
fuhrmengen verlange als ein sehr niedriges. Auch 
sind bei der Gesamtbeurteilung insbesondere die 
bisherigen Anstregungen zur Energieeinsparung 
mit zu berücksichtigen, bei denen die Bundesrepu-
blik Deutschland ja eine sehr erfolgreiche Bilanz 
vorzulegen hat. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Löffler (SPD) : Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht, daß der weiter expandierende Rohölver-
brauch in unserem Lande unsere Abhängigkeit von 
den ölfördernden Ländern noch vergrößert und die-
se Länder geradezu auffordert, die Preise noch wei-
ter zu erhöhen mit allen Gefahren, die sich daraus 
für unsere Wirtschaft ergeben können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich gehe nicht von 
einem weiter steigenden Mineralölverbrauch, son-
dern davon aus, daß wir das uns gesetzte Ziel für 
1985 einhalten werden, was im Verlauf der Jahre mit 
einer Stagnation unseres Ölverbrauchs gleichbedeu-
tend ist. Persönlich bin ich der Meinung, daß wir 
sehr viel günstiger abschneiden werden, was ich 
hier allerdings nicht beweisen kann, weil die Wir, 
kungen des Einsatzes von Substitutionsenergie na-
turgemäß schwer vorauszuschätzen sind. Ich be-
werte diese Chancen wesentlich höher, als sie heu-
te berechenbar sind. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit

-

te. 

Löffler (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
ihre Hoffnung, daß der Rohölverbrauch nicht wei-
ter expandieren wird, in etwa quantifizieren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon auf 
den rückläufigen Verbrauch bei Benzin bzw. auf 
das sehr schwache Anwachsen bei Benzin und 
leichtem Heizöl hingewiesen. Weiter sind die gro-
ßen Möglichkeiten des Ersatzes von Öl, etwa durch 
Kohle, aber auch durch andere Energien bis in Be-
reiche des Haushaltes zu nennen, wo etwa von ei-
ner Öl- in eine Gasversorgung übergegangen wer-
den kann. All diese Wirkungen rechtfertigen und 
tragen unsere Erwartungen, daß wir unser Ziel mit-
telfristig bis 1985 erreichen können. Es ist durch-
aus denkbar, daß sich dieser Erfolg in den einzel-
nen Jahren, insbesondere gerade zu Beginn einer 
solchen extremen Preisentwicklung, wie wir sie 
beim 01 im Augenblick haben, nicht so unmittelbar 
einstellt, wie das wünschenswert wäre. Aber ich 
glaube, daß wir das Ziel für 1985 in der Gesamtbi-
lanz als erfüllbar betrachten können. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Roth. 

Roth (SPD) : Herr Staatssekretär, widerspricht 
diese These nicht dem Verhalten, das wir im Jahre 
1974 beobachten konnten, als der Rückgang des 
Ölverbrauchs kurzfristig wesentlich deutlicher als 
mittelfristig war? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich sehe das nicht 
so, weil die Verteuerungen der Jahre 1973/74 spe-
ziell für die Bundesrepublik Deutschland in einem 
erheblichen Umfang durch die Kaufkraftsteigerung 
der D-Mark aufgefangen worden sind und daher 
die Preiswirkung in ihrer absoluten Höhe, insbe-
sondere bei der Industrie, nicht den gleichen Um-

. fang wie heute erreicht hat. Daher ist damals das 
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) Energieeinsparungspotential auch nicht in dein 
gleichen Umfang in Anspruch genommen worden, 
wie das jetzt der Fall sein wird. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Roth (SPD) : Stimmen Sie mir zu, daß Ihre optimi-
stische Sicht der Dinge schon im Verlauf des näch-
sten Jahres prüfbar werden muß? Da wir in diesem 
Jahr eine Zunahme von 16 % hatten, können wir 
realistisch das Ziel, daß der Import 1985 so groß 
wie 1978 ist, wohl nur erreichen, wenn wir bereits 
im nächsten Jahr einen deutlichen Rückgang der 
Ölimporte gegenüber dem Jahr 1979 haben wer-
den. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Dieser Zahlenver-
gleich ist nicht richtig, weil die Steigerung der Roh-
ölimporte darauf beruht, daß bei uns jetzt sehr 
viel mehr als vor dieser Preisexplosion raffiniert 
wird. Die Rohöleinfuhr ist gestiegen, die Produkten

-

einfuhr ist zurückgegangen, und deshalb ist die 
Rohöleinfuhr als Maßstab nicht unbedingt zutref-
fend. Ich möchte noch einmal sagen, daß wir insge-
samt glauben, daß wir in  den  nächsten Jahren glo-
bal zu einer Stagnation des Ölverbrauchs kommen 
werden. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Buschfort zur Verfügung. 

Die Fragen 29 und 30 des Herrn Abgeordneten 
Hölscher und die Frage 31 des Herrn Abgeordne-
ten Schedl werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 28 des Herrn Abgeordneten 
Horstmeier auf: 

Können Nebenerwerbslandwirte, die die Beitragsvoraussetzun-
gen in einer gesetzlichen Rentenversicherung für eine flexible 
Altersrente erfüllen, diese in Anspruch nehmen und gleichzeitig 
ihren landwirtschaftlichen Betrieb unabhängig von der Größe 
weiterführen, und, wenn nein, zieht die Bunderegierung eine 
Novellierung der geltenden Regelungen in, Betracht? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Horstmeier, es gibt Landwirte, welche die versiche-
rungsrechtlichen Voraussetzungen für das flexible 
Altersruhegeld der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfüllen. Sie können das Altersruhegeld 
grundsätzlich auch dann in Anspruch nehmen, 
wenn sie ihr landwirtschaftliches Unternehmen 
weiterführen. Voraussetzung ist allerdings, daß sie 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die 
Grenze des zulässigen Hinzuverdienstes in Höhe 
eines Arbeitsentgeltes oder Arbeitseinkommens 
von monatlich 1 000 DM nicht überschreiten. 

Die Bundesregierung sieht• keine Veranlassung, 
die geltende Regelung zu ändern. Sie soll den älte-
ren, nicht mehr voll leistungsfähigen Versicherten 
das Ausscheiden aus dem Berufsleben erleichtern. 

Deshalb stellt das Gesetz mit Recht eine Beziehung 
zwischen dem Anspruch auf das flexible Altersru-
hegeld und der Erwerbstätigkeit her. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nach welchen Kriterien wird das Einkommen aus 
selbständiger Arbeit bei Nebenerwerbslandwirten 
geschätzt oder festgestellt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, Sie sind auf diesem Feld ein viel bes-
serer Fachmann als ich. Sie wissen, daß die Boden-
qualität die Bemessungsgrundlage für den erwirt-
schafteten Ertrag ist. Hier gibt es Tabellen, die zur 
Grundlage gemacht werden, und es gibt Schätzun-
gen über das durchschnittliche Einkommen für ei-
nen Bezugszeitraum von zwölf Monaten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Dies erfolgt also auf 
Grund einer Schätzung. Wird in dem Falle, daß im 
nachhinein festgestellt wird, daß das Einkommen 
1 000 DM übersteigt, die Rente nicht gewährt, oder 
wird, wenn die 1 000 DM nicht erreicht werden, die 
Rente im nachhinein noch gegeben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, hier gibt es keinen Unterschied zwi-
schen Landwirten und sonstigen vergleichbaren 
Rentenempfängern. Die Rentenversicherung kann 
immer erst im nachhinein feststellen, ob die Ein-
kommensgrenze tatsächlich überschritten worden 
ist, und muß dann auf einer Regulierung beste-
hen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Kroll

-

Schlüter auf: 
Ist die Bundesregierung innerhalb ihrer Kompetenzen in der 

Lage und bereit, darauf hinzuwirken, daß die zuständigen Stel-
len ein energisches Handeln bei Verstößen der Jugendsekten 
gegen die Arbeitszeitordnung zur Regel werden lassen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Aufsicht über die Einhaltung der Vorschriften der 
Arbeitszeitordnung obliegt den Aufsichtsbehörden 
der Länder. Diese gehen bei Verstößen gegen Ar-
beitszeitvorschriften vor, die sie bei ihren Revisio-
nen feststellen oder die ihnen von anderer Seite 
mitgeteilt werden. Ich bin deshalb gern bereit, die 
leitenden Gewerbeaufsichtsbeamten der Länder zu 
bitten, die Einhaltung der Arbeitszeitvorschriften 
durch Jugendsekten zu überprüfen. 

 
Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Liegen bis jetzt keine 
Angaben über solche meiner Meinung nach not-
wendigen Aktionen der Bundesländer vor, und gibt 
es Überprüfungen, ob die sozialversicherungsrecht-
lichen Bestimmungen und Gesetze eingehalten wer-
den? 
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Buschfort, Parl. Staatssekretär: Mir liegen im 
Augenblick keine Erkenntnisse vor. Das schließt 
nicht aus, daß bei einzelnen Krankenkassen oder 
Gewerbeaufsichtsämtern Verstöße bekanntgewor-
den sind. Sobald dies  der  Fall ist, muß und  wird. 

 eine Überprüfung einsetzen. Dies tun die Versiche-
rungsträger schon aus finanziellen Gründen, aber 
auch aus Gründen des Schutzes der jeweiligen Per-
son. Die Gewerbeaufsichtsämter sind gehalten, die-
sen gesetzeswidrigen Zustand bei Bekanntwerden 
abzustellen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregie-
rung meine Auffassung, daß die Möglichkeiten des 
Einwirkens auf Jugendsekten zum Schutze der Mit-
glieder auf dem hier gezeigten Weg sowohl von 
der Bundesregierung als auch von den Landes-
regierungen stärker genutzt werden sollten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kroll-Schlüter, ich bin schon der Auffassung, daß 
bei Bekanntwerden solcher Verletzungen die  Bun-
desregierung mit allen Möglichkeiten — die Frage-
stunde ist beispielsweise eine solche Möglichkeit 
— einwirken muß. Ich gehe selbstverständlich da-
von aus, daß dies auch die Ländergremien tun 
werden. Ob es sich um Jugendsekten oder um an-
dere Bereiche handelt, in denen Jugendliche be-
schäftigt oder versichert werden, mag dahingestellt 
sein. Wenn wir diese Gesetze zum Schutze der Ju-
gend hier verabschieden, müssen wir auch Wert 
darauf legen, daß sie eingehalten werden. Das, was 
wir dazu beitragen können, wollen wir gerne tun. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht 
uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär von 
Bülow zur Verfügung. 

Die Fragen 18 und 19 des Abgeordneten Dr. 
Wernitz, die Frage 20 des Abgeordneten Dr. von 
Geldern, die Fragen 32 und 33 des Abgeordneten 
Dr. Ahrens, die Fragen 39 und 40 des Abgeordneten 
Gansel und die Frage 41 des Abgeordneten Biehle 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Ey auf : 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Vermeidung und Linde-
rung etwa durch Krankheitsfälle bedingter sozialer und wirt-
schaftlicher Benachteiligungen von Landwirtsfamilien und deren 
Betrieben die eigens dafür eingerichteten privaten Hilfsdienste, 
wie zum Beispiel den Betriebshilfsdienst „Dümmer" e. V., zu un-
terstützen, indem die Bundesregierung die von solchen Betriebs-
hilfsdiensten eingesetzten landwirtschaftlichen Betriebshelfer 
nicht nur im Einzelfall und vorübergehend vom Wehrdienst un-
abkömmlich stellt, sondern indem sie deren Tätigkeit generell 
als Wehrersatzdienst anerkennt? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Gestatten Sie, Herr Prä-
sident, daß ich beide Fragen im Zusammenhang be-
antworte? 

Präsident Stücklen: Wenn Herr Ey damit einver-
standen ist. 

Ey (CDU/CSU) : Keine Bedenken. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich die Frage 27 
des Herrn Abgeordneten Ey auf: 

Wird sich die Bundesregierung nach Prüfung der Rechtslage, 
auch unter Abwägung von Wehrgerechtigkeit und sozialer und 
wirtschaftlicher Notlage in der Landwirtschaft, mit den Kreis-
wehrersatzämtern ins Benehmen setzen, um die Personalschwie-
rigkeiten solcher Betriebshilfsdienste durch Anerkennung der 
Betriebshelfer als Wehrersatzdienstleistende abzubauen? 

Bitte schön. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung sieht sich nicht in der Lage, die Tätig-
keit der landwirtschaftlichen Betriebshelfer auf den 
Wehrdienst anzurechnen. Eine Rechtsgrundlage 
hierfür ist nicht vorhanden. 

Es ist auch nicht beabsichtigt, dem Deutschen 
Bundestag eine Änderung der gesetzlichen Bestim-
mungen vorzuschlagen. Nach Auffassung der Bun-
desregierung kann den Belangen der Landwirt-
schaft durch eine Unabkömmlichstellung der Be-
triebshelfer im Einzelfall Rechnung getragen wer-
den. 

Im gleichen Sinne hat sich die Bundesregierung 
in der Fragestunde des Bundestags schon am 
8. Juni 1973 geäußert. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß in der Mehrzahl al-
ler Fälle der Gestellung landwirtschaftlicher Be-
triebshelfer soziale Aspekte im überwiegenden 
Maße vorhanden sind? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich verken-
ne nicht die sozialen Aspekte in diesen Fällen. 
Aber Sie müssen natürlich sofort die Weiterung ei-
nes solchen Anliegens, das Sie hier offenbar ver-
treten, sehen. Sie finden im ganzen Mittelstand 
eine Vielzahl von ähnlichen Fällen, wo wir der 
Meinung sind, daß es sinnvoller ist, in bezug auf 
den Einzelfall durch Unabkömmlichstellung und 
Zurückstellung vom Wehrdienst zu helfen als 
durch eine generelle Regelung. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß moderne techni-
sche Einrichtungen, wie sie heute in der Landwirt-
schaft allgemein die Strukturen bestimmen, einfach 
dazu zwingen, in überbetrieblichen Formen jede 
Nutzungsmöglichkeit, ob es sich um technische 
oder menschliche Hilfsmittel handelt, zu sichern? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich bin si-
cher, daß man das tun muß. Ich bin auf der ande-
ren Seite aber auch sicher, daß unser Instrumenta-
rium in bezug auf den Einzelfall so flexibel ist, daß 
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Parl . Staatssekretär Dr. von Bülow 
I wir dort wirklich helfen und den Gesichtspunkten 
Rechnung tragen können, die Sie vorgetragen ha-
ben. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, im Rahmen Ihrer Zuständigkeit innerhalb 
des Verteidigungsbereichs Ihre untergeordneten 
Stellen auf die besondere Situation der Landwirt-
schaft im Verhältnis zum Einsatz überbetrieblicher 
Hilfskräfte erneut hinzuweisen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Das will ich 
gerne tun. Das geschieht auch ständig auf Grund 
von Einzelfällen, die uns vorgetragen werden und 
in denen wir versuchen, zu einer vernünftigen Re-
gelung zu kommen. 

Präsident Stücklen: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Voigt (Sonthofen) auf: 

Trifft es zu, daß Generalmajor Bastian die Auffassung vertre-
ten hat, daß Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg ebenso wie 
die Geschwister Scholl, Wilhelm Leuschner und Oberst Graf 
Stauffenberg „für ein humaneres Deutschland gestorben" seien, 
und teilt die Bundesregierung diese Auffassung, und wenn ja, 
ist in absehbarer Zeit mit der Benennung von Bundeswehrein-
richtungen nach Liebknecht und Luxemburg zu rechnen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voigt, in Ihre Frage haben Sie eigentlich drei Fra-
gen eingekleidet. Ich darf diese Fragen der Reihe 
nach beantworten. 

Erstens. Generalmajor Bastian ist der Verfasser 
eines Vorworts zu dem von Herrn Heinz Artzt her-
ausgegebenen Buch mit dem Titel „Mörder in Uni-
form". Das Vorwort enthält kritisch-engagierte 
Feststellungen zu den Verstrickungen Deutscher in 
Uniform in Unrecht und persönliche Schuld wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs. Zum anderen geht 
Generalmajor Bastian auf die politischen Verhält-
nisse in der Bundesrepublik Deutschland aus seiner 
persönlichen Sicht ein. 

In diesem Vorwort heißt es: 

Was macht es da schon aus, daß doch nichts, 
auch keine eindrucksvolle Waffentat, losgelöst 
vom Hintergrund der Ziele und Auswirkungen 
bewertet werden kann; daß deshalb meist die 
falschen Namen von Taten genannt werden, 
während die entscheidenden Ereignisse der 
Epoche ebenso dem Vergessen überantwortet 
bleiben wie die für ein humaneres Deutschland 
Gestorbenen — angefangen von Karl Lieb-
knecht und Rosa Luxemburg über Carl von 
Ossietzky und die Geschwister Scholl bis hin 
zu Wilhelm Leuschner und Graf Stauffenberg. 

Zweitens. Zu Ihrer Frage nach der Bewertung 
dieser Äußerung gehe ich davon aus, daß Ihnen als 
Major a. D. der Bundeswehr noch aus Ihrer aktiven 
Dienstzeit, während der auch Sie sich politisch en-
gagiert haben, bekannt ist, daß das Grundrecht der 
Meinungsfreiheit grundsätzlich auch für Soldaten 
gilt. Die ausführenden Erlasse des Bundesministe-
riums der Verteidigung müßten Ihnen geläufig sein. 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, priva-
te Meinungsäußerungen von Schriftstellern, auch 
von schriftstellernden Offizieren, zu bewerten. 

Drittens. Ihre aus der zitierten Passage abgeleite-
te Frage nach der Benennung von Kasernen der 
Bundeswehr erscheint der Bundesregierung außer

-

ordentlich weit hergeholt. Sie wissen als stellver-
tretendes Mitglied des Verteidigungsausschusses, 
daß die Kasernenbenennungen in einem festgeleg-
ten Verfahren erfolgen. Hierbei werden mit den 
regionalen Körperschaften, insbesondere den Kom-
munen, abgestimmte Vorschläge der Truppe über 
die Führungsstäbe dem Bundesminister der Vertei-
digung vorgelegt. Bisher ist noch kein Vorschlag 
eingegangen, eine Bundeswehreinrichtung nach 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg zu benen-
nen. 

Ich hoffe, es beruhigt Sie, wenn ich Ihnen sage, 
daß die Bundesregierung auch nicht mit einem der-
artigen Vorschlag in absehbarer Zeit rechnet. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Voigt (Sonthofen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Auffassung, daß General-
major Bastian Graf Stauffenberg und die anderen 
Widerstandskämpfer des 20. Juli sowie die Ge-
schwister Scholl beleidigt, indem er in dem von Ih-
nen zitierten Vorwort deren Taten gleichsam auf 
eine Stufe mit den Zielen kommunistischer Um-
stürzler stellt? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Nein, ich 
bleibe bei meiner Aussage, daß die Bundesregie-
rung es nicht zur Aufgabe hat, wertend auf Äuße-
rungen Dritter, schriftstellernder Soldaten, einzuge-
hen. Ihre Frage müßte mit einer umfassenden Wür-
digung des Widerstands gegen das Dritte Reich be-
antwortet werden, und darauf kann ich im Augen-
blick nicht eingehen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage.  

Voigt (Sonthofen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, im Zusammenhang mit der wohl auch von Ih

-nen vertretenen Auffassung, kein Soldat sollte eine 
entsprechende Zurückhaltung in seiner Meinungs-
äußerung bewahren, folgende Frage: Sind Sie mit 
mir der Meinung, daß der Auftritt des Generals Ba-
stian — verbotswidrig in Uniform auf einer Juso

-

Veranstaltung —, seine haarsträubenden Thesen 
über den defensiven Charakter der Sowjetarmee, 
die verunglimpfenden Äußerungen über einen Ab-
geordneten dieses Hauses und nicht zuletzt dieses 
Zitat, das Sie eben angesprochen haben, die Frage 
aufwerfen, ob er überhaupt noch zur Erziehung 
junger Soldaten befähigt ist, 

(Lambinus [SPD]: Das geht doch nicht Der 
wertet doch!) 

zumal Bastian disziplinar bereits bestraft worden 
ist? 

Präsident Stücklen: Einen Moment, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär. 
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Präsident Stücklen 
Ich brauche Ihren aufmunternden Zwischenruf 

nicht, Herr Kollege. Es ist Aufgabe des Präsidenten 
— nicht Aufgabe der einzelnen Abgeordneten — 
zu beurteilen, ob eine Frage zulässig ist oder nicht. 
Das ist nun einmal die Ordnung, die wir hier in 
diesem Parlament pflegen, und dem möchte ich 
voll entsprechen. Ich lasse die Frage nicht zu. Sind 
Sie jetzt beruhigt? 

(Lambinus [SPD] : Aber gesagt ist es!) 

— Herr Abgeordneter, ich kann doch nicht wissen, 
was gesagt werden wird. Das kennen wir schon 
seit langem, daß hier Fragen gestellt und nachträg-
lich nicht zugelassen werden. Aber sie sind natür-
lich im Raum. Allein auf die Mundbewegung hin 
ist es auch einem versierten Parlamentspräsidenten 
nicht möglich, hellseherische Gaben zu entfalten. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe Frage 35 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schöfberger auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage 
wird ebenso wie Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schöfberger schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) auf. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 38 des Herrn Abgeordneten En-
gelsberger auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Zur Beantwortung der Fragen steht 
uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär Wre-
de zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Urbaniak auf: 

Trifft es zu, daß es noch 50 Brücken dieses Typs, der jetzt bei 
einem Unfall auf der A 2 bei Dortmund eingestürzt ist, über 
deutschen Autobahnen gibt? 

Wrede, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewe-
sen: Herr Präsident, wenn der Fragesteller einver-
standen ist, würde ich gern die Fragen 46 und 47 
im Zusammenhang beantworten. 

Präsident Stücklen: Der Fragesteller ist einver-
standen. Ich rufe auch die Frage 47 des Herrn Ab-
geordneten Urbaniak auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit die Standsi-
cherheit dieser Brücken verbessert wird? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Urba-
niak, an Bundesautobahnen gibt es derzeit rund 
100 Brücken ähnlicher Bauart, wie sie bei Duisburg 
und Dortmund durch Fahrzeuganprall eingestürzt 
sind. Die genaue Anzahl wird derzeit ermittelt. Im 
Einvernehmen mit den Straßenbauverwaltungen 
der Länder wird zur Zeit geprüft, ob und gegebe-
nenfalls welche zusätzlichen Sicherungsmaßnah-
men gegen Fahrzeuganprall vorgesehen werden 

können. Sofern an diesen Brücken im Zusammen-
hang mit einem Ausbau der Bundesautobahn oder 
Bundesstraßen Änderungen vorgenommen werden 
müßten, werden diese Brücken in der Regel durch 
einen völligen Neubau ersetzt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wann die Prüfungen abgeschlossen sein 
werden, so daß man weitere Informationen über 
diesen Komplex bekommen kann? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ein 
Datum kann ich Ihnen nicht nennen, weil ja die 
Länder — im Auftrag des Bundes — diese Arbeiten 
durchführen. Aber ich gehe wie auch Sie davon 
aus, daß diese Arbeiten schnellstmöglich durchge-
führt werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte. 

Urbaniak (SPD) : Hat die Bundesregierung Vor-
stellungen über mögliche Kostenauswirkungen, 
falls man alle 100 Brückenbauwerke der Sicherheit 
wegen erneuerte? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Urbaniak. Diese können wir erst bekommen, wenn 
die Untersuchungen der Länder, die ich angespro-
chen habe, abgeschlossen sind. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe nunmehr die Frage 48 des Herrn Abge-
ordneten Menzel auf. — Er ist nicht im Raum. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 49 des Herrn Abgeordneten 
Spöri auf. — Er ist nicht im Saal. Diese Frage wie 
auch seine Frage 50 werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 51 des Herr Abge-
ordneten Merker auf. — Er ist nicht im Saal. Diese 
Frage wie auch seine Frage 52 werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mir das 
nicht bis zum Schluß der Fragestunde aufheben: Es 
ist nicht unbedingt der höchste Grad der Höflich-
keit, die Parlamentarischen Staatssekretäre nach 
der Geschäftsordnung zur Beantwortung der Fra-
gen hierherzuzitieren und dann nicht anwesend zu 
sein, 

(Beifall) 

ohne dem Präsidium auch nur Mitteilung davon zu 
machen. Dies geht natürlich an alle Seiten des 
Hauses. Auch hier wäre Beifall durchaus berech-
tigt. 

(Erneuter Beifall) 
— Danke. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe die Frage 53 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Kunz (Weiden) auf. — Er ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten 
Conradi auf. — Der Abgeordnete Conradi war 
zwar da, aber inzwischen ist er nicht mehr da. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Nun sehe ich zu meiner großen Freude, daß wie-
der ein Fragesteller — genauer gesagt: eine Frage-
stellerin — da ist. — Ich rufe die Frage 55 der 
Frau Abgeordneten Steinhauer auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die ab 2. Oktober 
1979 gültige Gebührenermäßigung für den Neuanschluß und die 

Übernahme eines Telefonanschlusses auch schon für am 1. Ok-
tober 1979 umgemeldete bzw. neu angemeldete Anschlüsse wirk-
sam werden zu lassen, da erfahrungsgemäß dieser Termin als 
Quartalsende bzw. Monatsbeginn bevorzugt als Umzugstermin 
gewählt wird und daher eine sehr große Anzahl von Neu- und 
Ummeldungen an diesem Tag vorgenommen werden? 

Bitte schön. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Stein-
hauer, da der Verwaltungsrat der Deutschen Bun-
despost in seiner Sitzung vom 1. Oktober 1979 die 
Neuregelung der Anschließ- und Übernahmegebüh-
ren beschlossen hat, konnte die Anwendung der 
neuen Gebührensätze aus verwaltungs- und be-
triebstechnischen Gründen erst zum 2. Oktober 
1979 verfügt werden. Ein früherer Anwendungster-
min kann deshalb leider nicht in Betracht gezogen 
werden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte schön. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, kann 
sichergestellt werden, daß man bei Beratungen 
auch im Postverwaltungsrat Zeitpunkte wie Quar-
talsende bzw. Monatsbeginn mehr berücksichtigt? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, dies 
möchte ich Ihnen nicht zusagen, weil ich nicht 
voraussehen kann, ob, wenn ein Beschlußgremium, 
beispielsweise der Postverwaltungsrat, tagt, im 
Laufe der Beratung eines solchen Tagesordnungs-
punktes plötzlich ein Beschluß gefaßt wird. Dies 
hängt von den Terminen der Beschlußgremien, in 
diesem Fall des Postverwaltungsrates, ab. Ich weiß, 
daß die Antwort nicht befriedigt, aber eine andere 
Möglichkeit ist leider nicht gegeben. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf. — Der Kollege Niegel war auch schon 
mal da, 

(Heiterkeit) 

aber im Augenblick ist er nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 57 des Herrn Abgeordneten 
Bindig auf: 

Hat der Bundespostminister Erkenntnisse darüber, wieviel 
Schreibtelefone von Gehörlosen in der Bundesrepublik Deutsch-
land und speziell in Baden-Württemberg z. Z. im Einsatz sind, 
und wie schätzt er die Entwicklung des Bestands für die näch

-

sten Jahre in den genannten Gebietsbereichen ein? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
würde die Fragen 57 und 58 gern zusammen beant-
worten, wenn der Kollege einverstanden ist. 

Präsident Stücklen: Einverstanden, ja? 

Bindig (SPD) : Herr Präsident, ich hatte schriftlich 
zwar um getrennte Beantwortung gebeten, aber es 
bleibt mir jetzt wohl nichts anderes übrig, als hier 
eine gemeinsame Beantwortung meiner Fragen ent-
gegenzunehmen. 

Präsident Stücklen: Nein, nein, das liegt ganz in 
Ihrem Ermessen. Wenn Sie sagen, daß Sie eine Ein-
zelbeantwortung wünschen, ist der Parlamentari-
sche Staatssekretär gezwungen, Ihre Fragen auch 
einzeln zu beantworten. Wie wollen Sie es ha-
ben? 

Bindig (SPD) : Ich bitte um getrennte Beantwor-
tung. 

Präsident Stücklen: Zur getrennten Beantwortung, 
bitte, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Schreibtelefon ist eine private Zusatzeinrichtung. 
Die Zahl der im Einsatz befindlichen Schreibtelefo-
ne läßt sich nur über den Fachhandel oder über 
regionale bzw. überregionale Interessenverbände 
der Gehörlosen ermitteln. Als akustisch anschließ-
bares Gerät ist das Schreibtelefon geführenfrei und 
wird bei der Deutschen Bundespost nicht erfaßt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte schön. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie für 
die Post keine Möglichkeit — vielleicht durch Um-
frage bei den Gehörlosenverbänden —, die Zahl 
der im Einsatz befindlichen Gehörlosentelefone, 
also Schreibtelefone, zu ermitteln? 

. Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
sicherlich möglich, das zu ermitteln. Nur, es war 
bis zur heutigen Fragestunde nicht möglich. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, ich darf nach-
fragen: Haben Sie aus Anlaß dieser Fragestunde 
die Absicht, diese Zahl zu ermitteln, um sich ein 
Bild darüber zu machen, wie viele solcher Schreib-
telefone von Gehörlosen bereits im Einsatz sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Ich werde gern ver-
anlassen, daß diese Zahlen, soweit sie erfaßbar 
sind, bei den entsprechenden Verbänden durch 
Nachfrage ermittelt werden. 

Präsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten 
Bindig auf: 
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Präsident Stücklen 
Hat der Bundespostminister ermitteln lassen, mit welchem un-

gefähren Zeitverlängerungsfaktor Gehörlose beim Informations-
apstausch unter Verwendung eines Schreibtelefons im Vergleich 
zu gesunden Telefonbenutzern rechnen müssen, und sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, bald für Gehörlose, welche ein 
Schreibtelefon verwenden, eine spezielle Gebührenregelung zu 
schaffen, und falls nein, aus welchen Gründen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Eine technische Un-
terscheidung für automatische Gebührenerfassung 
in der Fernsprechvermittlungsstelle ist nicht mög-
lich. Der durch den Einsatz eines Schreibtelefons 
bedingte Zeitverlust läßt sich in einem allgemein 
angebbaren Faktor nicht ausdrücken, da er indivi-
duell vom Betreiber des Gerätes und dessen Fertig-
keit im Umgang mit einer Schreibmaschine ab-
hängt. Das Schreibtelefon ist außerdem nicht an ei-
nen bestimmten Anschluß gebunden. Die Deutsche 
Bundespost beabsichtigt daher keine spezielle Ge-
bührenregelung, die über die bereits für diesen Be-
nutzerkreis bestehende Sozialanschlußregelung hin-
ausgeht. Mit Einführung des Nandienstes wird die-
ser Benutzerkreis in der Regel auch 30 freie Ge-
bühreneinheiten erhalten, die sich zu dem für alle 
Anschlüsse generell beabsichtigten 15 freien Ge-
bühreneinheiten addieren. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, sieht das Mi-
nisterium nicht die Möglichkeit, durch wissen-
schaftliche Gutachten Durchschnittswerte ermitteln 
zu lassen — es gibt bereits solche, die besagen, 
daß es das Vier- bis Fünffache an Zeit erfordert, 
unter Verwendung des Schreibtelefons zu telefo-
nieren —, und kann das Ministerium vor diesem 
Hintergrund in der Frage der Gebührenregelung 
nicht doch eine positive Willensbildung herbei-
führen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
sind zwei unterschiedliche Sachverhalte. Was den 
ersten Sachverhalt angeht, so könnte ich Ihre Auf-
fassung teilen, daß eine Ermittlung solcher Werte 
möglich ist. Im Hinblick auf den zweiten Sachver-
halt habe ich Ihnen bereits gesagt, daß es sich um 
Zusatzeinrichtungen handelt, die nicht an einen fe-
sten Anschluß gebunden sind. Insofern ist es nicht 
möglich, dafür eine spezielle Gebührenregelung 
einzuführen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, neben der 
Möglichkeit, eine Gebührenregelung im Zusam-
menhang mit der Zeit einzuführen, gibt es ja auch 
Möglichkeiten, für Gehörlose eine andere allgemei-
ne, pauschale Gebührenregelung vorzusehen. Ist es 
in dieser: Richtung nicht doch möglich, den Gehör-
losen ebenso eine kostenmäßige Erleichterung zu 
verschaffen, wie dies z. B. dankenswerterweise und 
notwendigerweise im Falle von Blindensendungen 
bereits geschieht? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
verweise noch einmal auf die allgemeine Sozialan-
schlußklausel. Die Bundespost hat nicht die Ab-

sicht, über diesen Rahmen hinaus für einen ganz 
bestimmten Kreis — es würde zweifellos für ande-
re Benutzerkreise zu ähnlichen Auswirkungen 
kommen müssen — etwas Besonderes zu tun. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da die Frage 
der Gewährung und Einrichtung von Gehörlosente-
lefonen und -schreibaufzeichnungsgeräten nicht in 
Ihre Zuständigkeit fällt, frage ich Sie: Hat die Bun-
desregierung Überlegungen angestellt, wie die so-
ziale Frage möglicherweise in den zuständigen an-
deren Bereichen im Sinne der Gehörlosen gelöst 
werden soll? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ey, ich 
gehe davon aus, daß beispielsweise diese Frage-
stunde und die hier gestellten Fragen und erteilten 
Antworten für die in diesem Bereich Tätigen Anlaß 
sein werden, sich darüber Gedanken zu machen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenhang mit den 
jetzt erfolgenden Gebührensenkungen im Telefonverkehr dafür 
zu sorgen, daß die Deutsche Bundespost entsprechend dem Zo-
nenrandförderungsgesetz für die Telefonkunden im Zonenrand-
gebiet besonders günstige Bedingungen schafft, was durch be-
sondere Gebühren und durch größere Nahverkehrsbereiche als 
in anderen Teilen der Bundesrepublik Deutschland zum Aus-
druck kommen könnte? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Ortsnetze an den Grenzen und Küsten erhalten ei-
nen Ausgleich für den Flächenverlust, der durch 
die Grenz- oder Küstenlinie beim Nahbereich ver-
ursacht wird. Dadurch soll sichergestellt werden, 
daß die Nahbereichsfläche der Grenz- und Küsten-
ortsnetze derjenigen vergleichbarer Ortsnetze im 
Innern der Bundesrepublik Deutschland entspricht. 
Bei der Modellberechnung wurde eine Kreisfläche 
mit einem 20-km-Radius als normale Nahbereichs -
fläche unterstellt. Ein Flächenverlust von rund 
30 % wird dann durch einen 30-km-Nahbereichsra-
dius ausgeglichen. Durch diese Sonderregelung für 
die Ortsnetze an den Grenzen und Küsten hat die 
Deutsche Bundespost im Rahmen des Möglichen 
den besonderen Verhältnissen in diesen Gebieten 
Rechnung getragen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß es in einzel-
nen Zonenrandgemeinden, die sich in extremer 
Lage befinden, für die Bürger unzumutbar ist, wenn 
sie trotz der von Ihnen genannten besonderen Be-
rücksichtigung nicht zum Nahbereich des nächsten 
Mittelzentrums bzw. der Kreisstadt gehören, mit 
der häufig telefoniert werden muß? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile diese Auffassung, daß das unzumutbar sei, 
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nicht, da das, was hier eingeführt wird, gegenüber 
der heutigen Regelung einen ganz enormen Fort-
schritt darstellt. Im übrigen treffen ,die von Ihnen 
genannten Sachverhalte nicht nur für den Grenzbe-
reich zu; solche Fälle gibt es überall in der Bun-
desrepublik. Dieses neue Konzept mußte aber nach 
einem einheitlichen Schema entwickelt werden, 
und dabei konnte auf örtliche Besonderheiten — 
dies  habe ich wiederholt auch schon in der Frage-
stunde erklären müssen — leider nicht Rücksicht 
genommen werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sehen Sie nicht im Rahmen der Gebührenermä-
ßigungen, die vorgenommen werden, den Ansatz 
für eine Strukturpolitik der Deutschen Bundespost, 
die es ermöglichen könnte, den Gemeinden im Zo-
nenrandgebiet durch niedrigere Gebühren und 
durch noch günstigere Gestaltung der Nahver-
kehrsbereiche stärker zu helfen, als es ohnehin be-
absichtigt ist? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte nicht in eine Debatte darüber eintreten, ob 
die Bundespost verpflichtet ist, in Verfolg des 
Zonenrandförderungsgesetzes besondere Maßnah-
men zu ergreifen. Eine rechtliche Verpflichtung 
gibt es sicherlich nicht, aber die Bundespost tut 
selbstverständlich alles, was ihr in ihrem Rahmen 
möglich ist. Nur kann sie natürlich nicht unter-
schiedliche Gebühren einführen, zumal solche un-
terschiedliche Gebühren den von Ihnen angespro-
chenen Schwierigkeiten, daß in einzelnen Fällen ein-
zelne Gemeinden wegen der geographischen Lage 
besondere Probleme haben, ja nicht gerecht wür-
den. Dies ergäbe wiederum eine allgemeine Ver-
günstigung für einen größeren Benutzerkreis, was 
sicher nicht im Interesse der Postkunden liegen 
kann. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr 
Staatssekretär Dr. Schmid zur Verfügung. 

Frage 15 des Herrn Abgeordneten Hoffmann 
(Saarbrücken) wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 60 des Herrn Abgeordneten Lude-
wig auf: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung beim Ankauf 
des ehemaligen Hotels Petersberg das Inventar nicht mit erwor-
ben und die jetzt von einem privaten Auktionator mit erhebli-
chem Gewinn vorgenommene Versteigerung nicht selbst durch-
geführt, um die dabei erzielten Gewinne zur Reduzierung der 
Renovierungskosten zu benutzen? 

Dr. Schmid, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr 
Abgeordneter, der Bundesregierung ist im Rahmen 
der Verhandlungen über den Ankauf des ehemali

-

gen Hotels Petersberg das Inventar nicht angebo-
ten worden. Sie hat auch von sich aus keine An-
strengungen unternommen, das Inventar zu erwer-
ben. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
nicht zu ihren Aufgaben zählt, von ihr nicht benö-
tigte Einrichtungsgegenstände zu erwerben und an-
schließend zu versteigern, abgesehen davon, daß 
die hiermit verbundenen Risiken nicht abzugrenzen 
waren. Gewinne hätte es auch nur dann geben 
können, wenn die Eigentümer bereit gewesen wä-
ren, billig zu verkaufen. Nach den vorliegenden 
Erfahrungen hätte damit nicht gerechnet werden 
können. Mit Sicherheit wären an dieser Stelle ein-
getretene Verluste der Bundesregierung entgegen

-

gehalten worden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Ludewig (FDP) : Herr Staatssekretär, wie äußern 
Sie sich, wenn das, was Sie eben sagen, stimmt, zu 
den Meldungen, nach denen die Bundesregierung 
für 70 000 DM Gegenstände übernommen hat? Das 
wäre ja ein Widerspruch. 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat aus dem Mobiliar für ca. 75 000 DM Gegenstän-
de erworben, die sie bei der Umgestaltung dieses 
Gebäudes zu einem Gästehaus auch verwenden 
kann. Es handelt sich um einige besonders wert-
volle und für die vorgesehenen Zwecke geeignete 
Gegenstände. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ludewig. 

Ludewig (FDP) : Herr Staatssekretär, wenn es 
stimmt, daß Sie von sechs Messingleuchtern aus 
dem Eichensaal einen erworben haben, erlaube ich 
mir die Frage, ob dieser Leuchter wertvoll ist und, 
wenn ja, warum Sie die anderen fünf nicht gekauft 
haben. Oder warum haben Sie, wenn die sechs 
Leuchter nichts taugen, einen, von ihnen gekauft? 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Wir haben nicht nur 
einen, sondern mehrere Leuchter erworben, einen 
Kronleuchter aus dem Kaminzimmer, drei Decken-
leuchten und zwei Wandleuchten aus der Ein-
gangshalle. Von einem Leuchter aus dem Eichen-
saal ist mir nichts bekannt. 

(Ludewig [FDP] : Aber mir! — Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Herr Staatssekretär, wen 
wollen Sie denn damit erleuchten? 

(Heiterkeit) 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
denke, daß wir bei der künftigen Umgestaltung 
und Nutzung dieses Gebäudes einige Räume in ih-
rem Charakter erhalten, was es uns erlaubt, diese 
Beleuchtungskörper zu verwenden, auch wenn wir 
das bisherige Mobiliar nicht mehr benutzen kön-
nen. 
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Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage 
mehr. Ich rufe die nächste Frage auf, die Frage 61 
des Herrn Abgeordneten Ludewig: 

Welche Überlegungen haben die Bundesregierung dazu ge-
führt, aus dem zukünftigen Gästehaus der Bundesregierung, das 
vielfach Ort historischer Begegnungen in der Vergangenheit ge-
wesen ist, sämtliches historische Mobiliar zu entfernen? 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Gästehaus der Bundesregierung auf dem Pe-
tersberg soll in Formen, die unserer Zeit und unse-
rer Gesellschaft entsprechen, gestaltet werden. Die-
sem Anspruch werden die Einrichtungsgegenstände 
des ehemaligen Hotels Petersberg mit den vorge-
nannten Ausnahmen nicht gerecht. Es kann hier 
nicht von einem historisch wertvollen Mobiliar ge-
sprochen werden. Die Einrichtungsgegenstände 
wurden überwiegend nach dem Kriege für die Ho-
telausstattung beschafft. Diese Bewertung wird 
auch von den Beratern, von städtebaulichen und 
gestalterischen Beratern der Bundesregierung, hin-
zugezogenen Gutachtern und von den Architekten 
bestätigt, die aufgefordert sind, Vorschläge zur 
Umgestaltung und Erweiterung der Gebäudeanlage 
zu erarbeiten. Im Einvernehmen mit den genannten 
Beratern und den Architekten sowie mit dem Aus-
wärtigen Amt wurden lediglich jene Einrichtungs-
gegenstände erworben, die voraussichtlich in die 
angestrebte Gestaltung eingefügt werden können. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Ludewig (FDP) : Herr Staatssekretär, wenn ich zu 
Recht davon ausgehe, daß das Gebäude unter 
Denkmalschutz gestellt worden ist und deshalb ja 
doch wohl eine gewisse Werterhaltung garantiert 
werden soll, hatte ich das eigentlich auch auf die 
Inneneinrichtung übertragen. Aber ich schließe an 
diese Vermutung die Frage an: Ist die Bundesregie-
rung bereit, etwas dafür zu tun, daß beim weiteren 
Ausbau des Petersberges weitere wertvolle archi-
tektonische Inneneinrichtungen, wie z. B. Parkett-
fußböden, Marmorfußböden, Mahagonitüren, Maha-
gonitüreinfassungen, nicht zerstört, sondern erhal-
ten werden? Und wieso wird die Bundesregierung 
— ich gehe auf die Antwort ein, die schon einmal 
gegeben worden ist, die Bundesregierung dürfte 
oder könnte nicht kaufmännisch denken — über 
die VEBEG-Verwertungsgesellschaft Frankfurt bei 
der Verwertung von ausgemustertem Bundeswehr-
material wirtschaftlich tätig, während es im Falle 
des Petersberges verneint wird? 

Präsident Stücklen: Also, Herr Abgeordneter Lu-
dewig, das war ein bißchen viel auf einmal. — Bit-
te schön, Herr Staatssekretär. 

(Ludewig [FDP] : Ein großes Haus, Herr 
Präsident!) 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die  Bundesregierung will bei der Umgestaltung des 
Petersberg-Hotels in ein Gästehaus vorhandene 
Bausubstanz nach Möglichkeit erhalten. Dazu wer-
den im Einzelfall auch ganze Raumstrukturen ge-
hören können. Einzelheiten sind erst abzusehen, 

wenn die Architektenwettbewerbe, die gerade in 
diesen Tagen ausgewertet werden, Ergebnisse ge-
zeitigt haben. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, war der von 
der Bundesregierung herangezogene Kunstsachver-
ständige zur Beurteilung der Einrichtungsgegen-
stände auch historisch ausreichend qualifiziert, um 
hier ein ausgewogenes Urteil fällen zu können? 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Wir gehen davon 
aus, daß der Beraterkreis für die Bundesregierung, 
den wir gebildet haben und der sich nicht nur aus 
Mitarbeitern der Ministerien und uns nachgeordne-
ter Behörden zusammensetzt, sondern aus freien 
Architekten, unterscheiden konnte, was für die zu-
künftige Verwendung nutzbar ist und was nicht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ludewig. 

Ludewig (FDP) : Herr Staatssekretär, wenn es 
stimmt, daß, wie einer Zeitungsmeldung zu entneh-
men war, fünf bekannte Architekten bereits mit 
dem Ausbau des Petersberges beauftragt sind, fra-
ge ich Sie, weshalb die Bundesregierung in diesem 
Falle nicht durch Wettbewerb, z. B. Ideenwettbe-
werb, feststellt, wem sie — wie üblich einem Ar-
chitekten — den Auftrag zum Ausbau des Peters-
berges geben soll? 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es hat bereits Anfang der 70er Jahre dazu ein 
Ideenwettbewerb stattgefunden. 

Im Hinblick darauf, daß Erkenntnisse bereits 
vorliegen und daß dieses Gästehaus nach Möglich-
keit in einem zeitlichen Zusammenhang mit der 
Freigabe anderer Unterbringungsmöglichkeiten für 
Gäste möglichst bald nutzbar gemacht werden soll, 
hat die Bundesregierung davon Abstand genom-
men, ein anderes Verfahren zu wählen als das ein-
geschlagene, bei dem wir mehrere Architekten be-
auftragt haben, Vorlagen zu machen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Könnten Sie, um 
deutlich zu machen, wieviel die Bundesregierung 
für willkommene Gäste aufwendet, vielleicht sa-
gen, wieviel denn jetzt der Petersberg gekostet hat 
und wieviel die Umbau- und Renovierungsarbeiten 
kosten werden? 

Dr. Schmid, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat im Frühjahr dieses Jahres das Petersberg-Areal 
erworben. Die Summe für den Erwerb belief sich 
auf etwas mehr als 17 Millionen DM. Die Aus- und 
Umbaukosten müssen sorgfältig ermittelt und kon-
kretisiert werden. Die Belange der Sicherheit sind 
noch zu berücksichtigen. Dann sind genaue Zahlen-
angaben möglich. 
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Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Kolb auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Diese Frage und die Frage 63 desselben Fragestel-
lers werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Engholm zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 68 der Frau Abgeordneten Si-
monis auf. — Die Frau Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Diese Frage und die Frage 69 derselben Frage-
stellerin werden schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten 
Thüsing auf: 

Hält die Bundesregierung besondere, auf Zigeunerkinder be-
schränkte schulische Fördermaßnahmen sowie Maßnahmen zur 
Ansprache der Zigeunereltern für erforderlich? 

Engholm, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Abgeord-
neter Thüsing, ich darf zunächst einmal seitens der 
Bundesregierung für Ihre Anteilnahme am Schick-
sal der Zigeuner nachdrücklich danken, dies um so 
mehr, als, wie wir wissen, den Zigeunern in der 
Phase des Nationalsozialismus bitteres Unrecht zu-
gefügt worden ist. Nicht zuletzt deshalb sollten wir 
heute alle Kräfte dafür einsetzen, daß geholfen 
wird, wo geholfen werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bedaure, daß ich die Fragen der Frau Kolle-
gin Simonis, die in einem engen Zusammenhang 
mit Ihren Fragen stehen, hier nicht beantworten 
darf. Wegen der Kürze der Zeit kann ich diese Ant-
worten auch nicht nachholen. 

Zu Ihrer Frage 70: Grundsätzlich hält die Bun-
desregierung besondere Förderungsmaßnahmen für 
möglich und erforderlich. Allerdings müßte zu-
nächst geprüft werden, welche Förderungsmaßnah-
men den besonderen Bedürfnissen der Zigeunerkin-
der angemessen sind. Der Bundesregierung sind, 
Modelle bekannt, in denen dies bereits versucht 
wird. Hinzuweisen ist z. B. auf die Stadt Hildes-
heim, in der für Zigeunerkinder auf dem Gelände 
für Wohnwagen ein Schulpavillon mit einem Kin-
dergarten, einem Schulkindergarten und zwei Schul-
klassen eingerichtet und eine Lehrerin besonders 
abgeordnet worden ist. Ein anderes Beispiel findet 
sich in der Zigeunersiedlung Köln-Tenhoven, in der 
in einem Sozialzentrum schulbegleitende Maßnah-
men im Verbund von Kindergarten, Hort, Jugend-
arbeit, Erwachsenen- und Elternarbeit durchgeführt 
werden. Für die Ansprache der Eltern kommen ins-
besondere Beratungsdienste in Betracht, die Erfah-
rungen mit der Einbeziehung besonderer Gruppen 
in das Bildungswesen bereits gesammelt haben. 

Ich habe veranlaßt, Herr Kollege Thüsing, daß zu 
diesen Sachverhalten gezielte Informationen insbe-
sondere bei den Bundesländern eingeholt werden, 

und werde Sie nach vorliegenden Informationen 
besonders unterrichten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, sind auch 
aus anderen westeuropäischen Ländern vornehm-
lich Modelle bekannt, die auf besondere schulische 
Förderungsmaßnahmen für Zigeunerkinder abhe-
ben? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Es gibt einige Er-
fahrungen aus anderen Ländern. Allerdings muß 
ich gestehen, daß sie nicht in systematisch aufbe

-

reiteter Form vorliegen. Ich darf auf Erfahrungen 
hinweisen, die es etwa in skandinavischen Staaten 
gibt. Dort werden für Zigeunerkinder, besonders 
auch für neu eingewanderte Zigeuner, spezielle 
Unterrichtsgruppen geschaffen. Außerdem ist mir 
bekannt, daß etwa in Spanien gute Erfolge mit 
kleineren Privatschuleinheiten und u. a. auch mit 
Open-air-Schulen gemacht warden sind, in denen 
der Unterricht unter freiem Himmel stattfindet und 
die insofern den besonderen Bedürfnissen der Zi-
geuner und ihrer Kinder angemessen sind. Es gibt 
eine Reihe anderer Erfahrungen aus anderen euro-
päischen Ländern. Wir bemühen uns zur Zeit, alle 
diese Erfahrungen zu sammeln. Wir werden sie Ih-
nen dann auch zugänglich machen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung nach Vorliegen der angekündig-
ten Informationen aus den Bundesländern eventuell 
bereit, auch vom Bund her einmal besondere Mo-
dellmaßnahmen, wie das auf anderen bildungspoli-
tischen Gebieten geschieht, zu unterstützen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung wäre bei Vorliegen ausreichender Unterlagen 
und entsprechender Wünsche ohne Frage bereit, 
Modellversuche oder auch Forschungsvorhaben im 
Rahmen der üblichen Möglichkeiten, die Sie  ken-
nen, durch den Bundesminister für Bildung zu un-
terstützen. 

(Thüsing [SPD] : Danke!) 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abgeord-
neter Lambinus. 

Lambinus (SPD) : Herr Staatssekretär, ich möchte 
Ihnen die Gelegenheit geben, Frage 68 zu beant-
worten und frage Sie deshalb, ob der Bundesregie-
rung Anhaltspunkte dafür bekannt sind, daß Zigeu-
nerkinder in zahlenmäßig größerem Umfang nicht 
der bestehenden Schulpflicht genügen. 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
binus, hierüber gibt es einige Informationen, u. a. 
eine Untersuchung, die mit Bezug auf 554 Zigeu-
nerkinder in der Bundesrepublik vorgenommen 
worden ist. Sie hat ergeben, daß ein erheblicher 
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Parl. Staatssekretär Engholm 
Teil der Kinder die Schule gar nicht besucht und 
daß ein weiterer erheblicher Teil der Zigeunerkin-
der die Schule nur unregelmäßig besucht. Das 
heißt im Prinzip dann auch, daß bei Zigeunerkin

-

dern weniger Schulabschlüsse zu verzeichnen sind. 
Dies hat logischerweise zur Folge, daß die Zigeu-
nerkinder im Regelfalle auch sehr viel schlechtere 
Berufsaussichten — etwa im Rahmen einer Berufs-
ausbildung — haben als die vergleichbaren ande-
ren Kinder in der Bundesrepublik. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn wir, wie Sie richtig sagen, den Zigeunern 
wegen des im Dritten Reich erlittenen Leides so-
viel schuldig sind, warum liegen der Bundesregie-
rung bis jetzt nicht internationale Erfahrungen im 
Umgang mit ihnen vor und warum sind ihr weder 
Fakten noch Daten, die eine bessere Betreuung und 
die Schaffung eines größeren Bildungsangebotes 
ermöglichen würden, bekannt? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
will dies mit aller Deutlichkeit sagen. Bei jeder 
Antwort, die ich auf eine Frage dieser Art gebe, 
gerate ich automatisch in den Kompetenzbereich 
der Bundesländer. Angesichts der Akribie, mit der 
gerade die Ihnen nahestehenden Bundesländer dar-
auf achten, daß kein falsches Wort über ihre Be-
mühungen fällt, werden Sie verstehen, daß ich 
mich da einer gewissen Zurückhaltung befleißigen 
muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wäre also zunächst Aufgabe der Bundesländer, 
sich um diese Dinge zu kümmern. Ich mache hier 
keine Einschränkungen, von wem sie regiert wer-
den. 

(Frau Steinhauer [SPD] : Sehr gut!) 

Das zweite ist, daß die Melderegister in der Bun-
desrepublik — dies ist im Grunde eine gute Ein-
richtung — nicht nach der ethnischen Zugehörig-
keit oder der Rasse eines Menschen fragen. Inso-
fern reichen die statistischen Daten nicht aus, um 
ad hoc profunde Auskünfte geben zu können. Wir 
•sind deshalb zur Zeit mit einer Reihe von Institu-
ten dabei, statistisches Material aufzubereiten, u. a. 
durch besondere Untersuchungen, die die KMK 
und der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit anstellen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, von welchen 
genotypischen oder phänotypischen Merkmalen 
läßt sich die Bundesregierung in der Unterschei-
dung von Zigeunern und übrigen Menschen lei-
ten? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Es ist außeror-
dentlich schwer, dies im Rahmen der Antwort auf 
eine Zusatzfrage darzulegen. Uns sind zwei große 

Stämme bekannt: die Sinti und die Rom (oder Ro-
mani). Die einen waren seit langem überwiegend in 
Deutschland seßhaft, die anderen kommen aus an-
deren europäischen und außereuropäischen Regio-
nen. 

Ein für unsere Fragestellung wichtigeres Unter-
scheidungsmerkmal ist, wie viele von ihnen seit 
langer Zeit bereits seßhaft sind und insofern auch 
von schulischen oder berufsausbildenden Maßnah-
men erreichbar sind und wie viele nach wie vor 
ein Nomadendasein führen und uns vor ganz er-
hebliche zusätzliche Probleme stellen. Ich bin auch 
gern bereit, mit Ihnen diesen Gedanken weiter aus-
zutauschen. Im Rahmen einer Zusatzfrage über-
schreite ich, glaube ich, jetzt meine Zeit, Herr Prä-
sident.  

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Weisskirchen (Wiesloch). 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) : Herr Staatsse-
kretär, ist der Bundesregierung denn bekannt, wie 
die Verteilung bei den Schülern in bestimmten 
Schullaufbahnen in den einzelnen Bundesländern 
bei Zigeunerkindern aussehen, und sehen Sie dar-
über hinaus Ansatzpunkte für die Bundesregierung, 
falls diese Vergleichszahlen negativ aussehen, d. h. 
sozial ungerecht verteilt sind, Maßnahmen in die 
Wege zu leiten, um diese soziale Unausgewogen-
heit zu bekämpfen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Aus den vorlie-
genden relativ unvollständigen Daten können wir 
entnehmen, daß die Mehrzahl der Zigeunerkinder 
in Sonderschulen oder Hauptschulen beheimatet 
ist. Ein zweites Merkmal ist, daß die meisten dieser 
Kinder keinen Schulabschluß schaffen. Das gibt zu-
gleich die Zielrichtung besonderer Förderungsmaß-
nahmen vor. Es muß dafür gesorgt werden, daß 
auch aus dieser Gruppe alle Kinder wenigstens 
nen ersten schulischen Abschluß erreichen. 

Präsident Stücklen: Ich rufe Frage 71 des Herrn 
Abgeordneten Thüsing auf: 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, wel-
che Ausbildungsgänge der beruflichen Bildung jugendliche Zi-
geuner wählen und ob sie die Ausbildung abschließen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Thü-
sing, der Bundesregierung liegen keine exakten In

-

formationen vor, welche beruflichen Ausbildungs-
gänge die jugendlichen Zigeuner wählen. Uns ist' 
jedoch bekannt, daß eine berufliche Ausbildung 
auch auf Grund der vorher geschilderten schuli-
schen Situation eine relativ seltene Ausnahme ist. 

Die Bundesregierung nimmt Ihre Frage zum An-
laß, u. a. nicht nur bei den Ländern, sondern auch 
bei den zuständigen Stellen, etwa bei den Kam-
mern, nachzufragen, wie die Situation vor Ort ist. 
Sobald mir diese Informationen vorliegen und aus-
gewertet sind, werde ich Sie darüber unterrichten 
und auch Hinweise geben, welche zusätzlichen 
Fördermaßnahmen möglich sind. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 
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Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es auch 
dort Erfahrungen aus anderen westeuropäischen 
Ländern, die für die Bundesrepublik nutzbar wä-
ren? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Kaum. Für die be-
rufliche Eingliederung der Zigeuner gibt es schon 
deshalb weniger Erfahrungen, weil das deutsche 
Berufsausbildungssystem eine ganz spezifische 
Ausprägung in Form des dualen Systems hat, das 
viele Länder in dieser Form so nicht kennen. Wir 
werden also bei Förderungsmaßnahmen zur berufli-
chen Eingliederung mit den zuständigen Stellen der 
Wirtschaft und den Gewerkschaften darüber reden 
müssen, welche besonderen Maßnahmen getroffen 
werden können. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, ich kann 
nach dieser kurzen Debatte und dem Frage-und-
Antwort-Spiel in der Fragestunde erfreut feststel-
len, daß Sie sich offensichtlich jedenfalls anläßlich 
dieser Fragestunde recht intensiv mit der Proble-
matik der Zigeuner beschäftigt haben. Stimmen Sie 
meiner generellen Auffassung zu, daß das einzige' 
System in der Bundesrepublik, in das die Zigeuner 
voll integriert sind, das deutsche Strafsystem ist? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Ich kann das auf 
Grund meiner Informationen nicht sagen. Ich weiß 
nur, daß in der Tendenz in dieser Richtung bei uns 
erhebliche Probleme bestehen und daß wir alles 
tun müssen, um den Zigeunern, die es von sich aus 
bewußt wollen, eine volle Integration in unsere 
Gesellschaft zu ermöglichen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Darf ich davon ausge-
hen, daß zu dieser Frage Zahlen und Fakten des-
wegen nicht vorliegen, weil auch hier die Bundes-
länder versagt haben? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Gesamtbereich Schule, der auch den Bereich Be-
rufsschule umfaßt, ist eine Angelegenheit der Bun-
desländer. Ich bitte, mich nicht falsch zu interpre-
tieren. Ich habe das Wort „versagen" in diesem 
Zusammenhang nicht gebraucht. Ich habe nur ge-
sagt, es lägen Defizite an Erkenntnissen vor. Zu 
dieser Aussage muß ich allerdings stehen. Die Tat-
sache, daß sich die KMK zur Zeit mit dieser Pro-
blematik beschäftigt, bestätigt es. 

Präsident Stücklen: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, es tut mir leid, daß wir am Ende der 
Fragestunde angelangt sind. Wir hätten zwar noch 
zwei Fragen, die aber nach den Richtlinien für die 
Fragestunde, wonach die Zeitbegrenzung unbedingt 
eingehalten werden muß, morgen zum Zuge kom-
men, es sei denn, es würde der Antrag auf eine 
Ad-hoc-Änderung der Geschäftsordnung zur Ver-
längerung der Fragestunde gestellt. — Das wird 
nicht gewünscht. 

Wir sind am Ende der Fragestunde. Ich berufe 
die nächste Plenarsitzung auf Donnerstag, den 
11. Oktober 1939, 9 Uhr ein. 

(Schluß der Sitzung: 14.34 Uhr) 
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Anlage 2 

Entschließung des Bundesrates 
zum 

Zweiten Gesetz zur Änderung des Altölgesetzes 

Der Bundesrat bedauert, daß seinen Entschließun-
gen vom 12. Juli 1974 - Drucksache 388/74 (Be-
schluß) - und vom 16. Dezember 1977 - Druck-
sache 559/77 (Beschluß) - nicht entsprochen und die 
Abgrenzung des Altölgesetzes gegen das Abfall-
beseitigungsgesetz fortgesetzt worden ist. Er teilt 
nicht die Auffassung der Bundesregierung, wonach 
das Abfallrecht in erster Linie die Beseitigung von 
Stoffen „als Abfall" bezweckt, während das Altöl

-

recht einen wirtschaftlichen Anreiz zur umwelt-
unschädlichen und wirtschaftlich sinnvollen Auf-
arbeitung oder Verfeuerung der Altöle geben will. 
Die Bundesregierung ist selbst im Begriff, das Ab-
fallbeseitigungsgesetz unter Berufung auf das Ab-
fallwirtschaftsprogramm 75 mit dem Ziel zu novel-
lieren, der Verwertung von Abfällen soweit als 
möglich Vorrang vor einer Beseitigung im engeren 
Sinne zu geben. Im übrigen stellt der Bundesrat 
fest, daß die Angleichung der Überwachungsvor-
schriften des Altölgesetzes an diejenigen des Ab-
fallbeseitigungsgesetzes inzwischen einen Grad er-
reicht hat, der die eigenständige Regelung im Altöl-
gesetz fragwürdig und nur aus dem Bestreben her-
aus verständlich erscheinen läßt, einer weiteren Ver-
klammerung beider Gesetze entgegenzuwirken. Der 
Bundesrat erwartet, daß insbesondere die weitere 
Ausgestaltung der Überwachungsvorschriften in 
einer Weise vollzogen wird, die es den Betroffenen 
erspart, für den Anwendungsbereich des Altölge-
setzes Nachweisbücher und Belege führen zu müs-
sen, die sich von den in der Abfallbeseitigung ver-
wendeten Unterlagen unterscheiden. 

Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Schäfer (Offen-
burg) (SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 8 und 9) : 
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Arbeitet die Arbeitsgemeinschaft TÜV im Auftrag des Bundes 
weiter an der Prüfung von Planungsunterlagen für das Entsor-
gungszentrum bei Gorleben, und wenn ja, auf welcher Rechts-
grundlage und in welchem Umfang? 

Ist die Bundesregierung bereit, die vom Land Niedersachsen 
abrupt abgebrochene standortspezifische ökologische Bestands-
aufnahme in Gorleben, ohne die sich die Wirkungen von Ent-
sorgungseinrichtungen auf Umwelt und Bevölkerung in der Re-
gion nicht analysieren lassen, unverzüglich durch die unabhän-
gigen Sachverständigen fortsetzen zu lassen und damit eine 
Gleichbehandlung von sicherheitstechnischer und ökologischer 
Begutachtung zu gewährleisten? 

Zu Frage A 8: 

Die Niedersächsische Landesregierung hat, da sie 
die Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanlage ge-
genwärtig nicht für realisierbar hält, die Arbeits-
gemeinschaft der TÜV Hannover und Norddeutsch-
land gebeten, für die bisher in ihrem Auftrag im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens durchgeführ-
ten Gutachtensarbeiten über das Entsorgungszen-
trum einen Abschlußbericht vorzulegen. 

Die Arbeiten zur Verwirklichung des integrierten 
Entsorgungskonzepts werden nach dem Beschluß 
der Regierungschefs von Bund und Ländern vom 
28. September 1979 unter Federführung des Bundes 
und unter Begleitung durch den Bund-/Länderaus-
schuß für Atomkernenergie fortgeführt. 

Gegenstand, Umfang und Auftragnehmer für die 
erforderlichen Untersuchungen und Gutachten wur-
den bisher nicht festgelegt. Sobald die notwendigen 
sachlichen und personellen Mittel bereitgestellt sind, 
wird im Einvernehmen mit den Ländern der notwen-
dige Gutachtensbedarf ermittelt. 

Zu Frage A 9: 

Die vom Land Niedersachsen  getroffene  vertrag-
liche Vereinbarung zur Erarbeitung eines Program-
mes für ein Gutachten über die ökologischen, radio-
ökologischen und regionalwirtschaftlichen Auswir-
kungen des geplanten Entsorgungszentrums und für 
eine für dieses Gutachten notwendige vorlaufende 
Bestandsaufnahme am Standort Gorleben ist vom 
Land Niedersachsen nach der Regierungserklärung 
vom 16. Mai 1979 gekündigt worden. 

Bei der zukünftigen Vergabe von Aufträgen zu 
ökologischen Untersuchungen ist die durch die Hal-
tung der niedersächsischen Landesregierung verän-
derte Planung der Anlage in Gorleben und dadurch 
auch die der vorgesehenen ökologischen Begutach-
tung zu berücksichtigen, und es wird im Einverneh-
men mit den Ländern zu prüfen sein, ob Umfang 
und Zielsetzung dieser für den Standort Gorleben 
ursprünglich vom Land Niedersachsen geplanten 
Untersuchungen unter geänderten Voraussetzungen 
noch gleichermaßen gültig sind. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Druck-
sache 8/3237 Frage A 10) : 

Hat die Bundesregierung inzwischen die von der iranischen 
Regierung zugesagten Dokumente sowie den angeforderten Be-
richt des US-Senatsausschusses über die SAVAK-Tätigkeit aus-
gewertet, und zu welchen Erkenntnissen über eine mit unserer 
Rechtsordnung nicht zu vereinbarende Zusammenarbeit von 
Mitgliedern des Bundesamts für Verfassungsschutz sowie ande-
rer Nachrichtendienste mit dem Geheimdienst SAVAK ist sie 
dabei gekommen? 

Von der iranischen Regierung sind — wie ich 
Ihnen in einer Antwort auf Ihre Fragen in der letz-
ten Fragestunde mitgeteilt habe — bisher keine 
Unterlagen übermittelt worden. 

Was den Bericht an den Auswärtigen Ausschuß 
des US-Senats betrifft, so hat die Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland in Washington mir mitge-
teilt, daß dieser Bericht selbst nach wie vor klassifi-
ziert sei. Einzelheiten des Inhalts sind durch Indis-
kretionen in der amerikanischen Presse veröffent

-

licht worden. Von amerikanischer Seite ist eine 
Untersuchung über die Weitergabe des Materials 
an die Presse eingeleitet worden. Im Verlauf dieser 
Untersuchung könnte nach Mitteilung unserer Bot

-

Schaft die Freigabe der Studie möglich werden. Die 
Bundesregierung wird sich weiter bemühen, diese 
Studie zu erhalten. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Druck-
sache 8/3237 Frage A 12) : 

War der Bundesregierung die Abhaltung des „Exilparteitags" 
der Berliner NPD am vergangenen Wochenende in Niedersach-
sen — Kreis Diepholz — bekannt? 

Der Bundesregierung war bekannt, daß die Ber-
liner NPD, der die Alliierte Kommandantura Berlin 
die Abhaltung von öffentlichen Kundgebungen oder 
eines Landesparteitages in Berlin in der Zeit vom 
11. September- 1979 bis zum 10. Januar 1980 ver-
boten hatte, ihren Landesparteitag am 28./29. Sep-
tember im Bundesgebiet abhalten wollte. Ursprüng-
lich war Bremen als Veranstaltungsort genannt wor-
den. Von der kurzfristigen Verlegung nach Bassum-
Neubruchhausen hat das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz erst in der Nacht zum 29. September 
Kenntnis erhalten. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd

-

lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Harten

-

stein (SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 13 und 14) : 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der bei 

der Papierherstellung verwendete Anteil von Altpapier von 
45 v. H. im Jahr 1970 auf 40 v. H. im Jahr 1978 abgesunken ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um beträchtlich 
größere Mengen Altpapier als seither der Wiederverwendung 
zuzuführen? 

Die Altpapiereinsatzquote in der deutschen Pa-
pierindustrie betrug 1978 rund 43 Prozent. Trotz 
einer absolut gestiegenen Erfassung und Verwer-
tung von Altpapier bedeutet dies gegenüber 1970 
einen relativen Rückgang um ca. 2 Prozent. Die 
Gründe hierfür liegen in einer geänderten Produk-
tionsstruktur der deutschen Papierindustrie. Die 
Herstellung von graphischen Papieren und Hygiene-
papieren, die vom Verwendungszweck her weniger 
aufnahmefähig für Altpapier sind, hat stärker zu-
genommen als die altpapierintensive Herstellung 
von Papierverpackungen: Im Verlauf des Jahres 
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1979 ist allerdings wieder eine positive Entwicklung 
erkennbar. 

Bemühungen zur Steigerung der Altpapierverwer-
tung müssen vor diesem Hintergrund in erster Linie 
bei Hygienepapieren und graphischen Papieren an-
setzen. Die Bundesregierung erwartet in diesem 
Zusammenhang, daß die deutsche Papierindustrie 
bei Neuinvestitionen die Einsatzmöglichkeiten von 
Altpapier stärker berücksichtigt. Außerdem bedarf 
es der Fortentwicklung von Auf- und Verarbeitungs-
techniken für Altpapier. Darüber hinaus hält die 
Bundesregierung eine systematische Überprüfung 
von überhöhten Qualitätsanforderungen für erfor-
derlich, die den Absatz von Altpapierprodukten un-
nötig behindern. Die Bundesregierung setzt in die-
sem Zusammenhang durch die Verwendung von aus 
Altpapier hergestellten Papierprodukten im eigenen 
Geschäftsbereich ein deutliches Zeichen im Sinne 
der Verbraucheraufklärung. 

Trotz dieser Maßnahmen ist festzustellen, daß das 
in großen Mengen im Hausmüll anfallende Alt-
papier nur zu einem geringen Teil in der Papier-
industrie einsetzbar ist. Die Bundesregierung be-
trachtet es daher als vorrangige Aufgabe, Verwer-
tungsmöglichkeiten für Altpapier auch außerhalb 
der Papierindustrie zu entwickeln. Hierzu fördert 
die Bundesregierung eine Vielzahl von Forschungs-
und Demonstrationsvorhaben, z. B. 

— Kompostgewinnung aus Altpapier 

— Herstellung von Formteilen (z. B. Paletten) aus 
Altpapier 

— Pflanzbehälter aus Altpapier für Baumschulen 

— Verwertung von Papierfasern bei der Herstel-
lung von Spanplatten 

— Energienutzung bei der Verbrennung von Alt-
papier 

— Brennstoffgewinnung aus Altpapier 

— biotechnologische Verwertung von Altpapier 
(Voruntersuchungen) 

Die Bundesregierung hält es grundsätzlich für ge-
boten, Gesichtspunkte der Abfallverwertung und da-
mit auch der Altpapierverwertung stärker im Rah-
men der öffentlichen Abfallentsorgung zu berück-
sichtigen. Sie prüft deshalb, ob entsprechende Vor-
schläge im Rahmen einer zweiten Novelle zum Ab-
fallbeseitigungsgesetz aufgenommen werden kön-
nen. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hoffmann (Saar-
brücken) (SPD) (Drucksache 8/3237 Frage A 15) : 

Welche Ergebnisse hat die Arbeit der deutsch-französischen 
Regierungskommission für Standortfragen von Kraftwerken er-
bracht, und sind konkrete Auswirkungen für Standortentschei-
dungen in der Bundesrepublik Deutschland und in Frankreich zu 
erwarten? 

Mit der französischen Regierung wurden bezüg-
lich Standortfragen bisher zwei Gespräche über 

Kernkraftwerke im gemeinsamen Grenzraum ge-
führt. An den Besprechungen nahmen auch die 
Vertreter der Länder Saarland und Rheinland-Pfalz 
bzw. Baden-Württemberg teil. 

Im Vordergrund des deutschen Interesses stand 
dabei der Kernkraftwerk-Standort bei Cattenom/ 
Mosel. 

Die französische Delegation informierte über die-
ses Vorhaben. Es wurde auf die vorgesehenen Si-
cherheits- und Schutzmaßnahmen hingewiesen sowie 
die Maßnahmen zur Vermeidung eventueller Zwi-
schenfälle und Unfälle dargelegt. 

Es besteht Einvernehmen darüber, daß bei Erar-
beitung der Sicherheitspläne zum Schutz der Be-
völkerung Gespräche mit den zuständigen Stellen 
in Luxemburg und der Bundesrepublik Deutschland 
geführt werden. 

Es wurde vereinbart, daß sämtliche Fragen, die 
im Zusammenhang mit dem Kernkraftwerk Catte-
nom auftreten könnten und die das Staatsgebiet der 
Bundesrepublik direkt betreffen, in weiteren Gesprä-
chen behandelt werden. 

Der Bau zusätzlicher grenznaher Kernkraftwerke 
ist z. Z. auf französischer Seite nicht beabsichtigt. 

Anlage 8 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Ahrens 
(SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 32 und 33) : 

Wie bewertet die Bundesregierung die bisherigen Ergebnisse 
der europäischen Zusammenarbeit bei Planung, Entwicklung und 
Produktion von Rüstungsgütern und die Möglichkeit, ein Ab-
kommen zu schließen über diejenigen Programme, bei denen bis 
zum Ende dieses Jahrhunderts Standardisierung oder Interopera-
bilität realisiert werden muß? 

Bis wann müßte der Abschluß eines solchen Abkommens er-
folgen, das die Erreichung dieser Ziele in dem genannten Zeit-
raum sicherstellt? 

Die europäische Rüstungszusammenarbeit voll-
zieht sich derzeit überwiegend in den Gremien FI

-NABEL (Mil. Heeres-Konzeptionen der Länder FR, 
IT, NL, GE [Allemagne], BE, UK [England], LU), 
EUROGROUP (taktische Forderungen und Projek-
te) sowie in der unter Beteiligung Frankreichs 1976 
gegründeten „Unabhängigen Europäischen Pro-
grammgruppe" (Projekte und Rüstungswirtschaftli-
che Probleme). 

Die ständige Angleichung der unterschiedlichen 
nationalen militärischen Vorstellungen, wirtschaft-
lichen Notwendigkeiten und industriellen Koopera-
tionsmöglichkeiten läßt ein Anwachsen der Ge-
meinschaftsvorhaben in Europa erwarten. 

Die sehr spezifischen und unterschiedlichen Be-
dingungen der einzelnen Vorhaben erfordern den 
Abschluß von entsprechenden individuellen Einzel-
abkommen, die sich im Grundsatz an die in mehre-
ren NATO-Grundsatzdokumenten festgelegten 
Standardisierungsrichtlinien halten. Diese werden 
zur Zeit von der NATO überarbeitet und zusam-
mengefaßt. 

Der Abschluß eines übergreifenden europäischen 
Standardisierungs- bzw. Interoperabilitätsabkom- 
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mens wird aufgrund dieser Sachlage von der Bun-
desregierung derzeit für wenig zweckmäßig gehal-
ten. 

Anlage 9 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schöf-
berger (SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 35 und 
36) : 

Wieviel Starfighter der Bundeswehr sind insgesamt im In-
und Ausland abgestürzt, wie viele Menschen (Piloten und Zivil-
bevölkerung) sind dabei ums Leben gekommen? 

Kann die Bundesregierung die Höhe des Personen- und Sach-
schadens (einschließlich der zu zahlenden Hinterbliebenenren-
ten) größenordnungsmäßig beziffern? 

Zu Frage A 35: 

Die Auswertung der Unfallstatistik mit Stand 
5. Oktober 1979 hat ergeben, daß bisher 185 F-104 
der Deutschen Luftwaffe im Ausbildungsflugbetrieb 
zerstört wurden. Dazu kommen 39 F-104 in den 
USA. Insgesamt kamen dabei 96 Besatzungsangehö-
rige ums Leben. Es wird darauf hingewiesen, daß 
in der Auflistung auch Luftfahrzeuge enthalten 
sind, die durch Bodenunfälle zerstört wurden. 

Die F-104 in den Vereinigten Staaten unterliegen 
einem Sonderstatus. Sie sind deutsches Eigentum, 
haben jedoch eine amerikanische Musterzulassung 
und werden mit US-Hoheitsabzeichen nach ameri-
kanischen Flugbetriebsvorschriften von Luftfahr-
zeugführern und Fluglehrern der US-Airforce, der 
Deutschen Luftwaffe und der Marine geflogen. 

Eine Statistik über Verluste der Zivilbevölke-
rung, verursacht durch spezielle Luftfahrzeugmu-
ster, wird nicht geführt. Falls Sie Wert darauf le-
gen, Herr Kollege, kann ich Ihnen die entsprechen-
den Zahlen nachreichen. Ich darf aber darauf hin-
weisen, daß deren Ermittlung äußerst arbeits- und 
zeitintensiv ist. 

Zu Frage A 36: 

Von 1962 bis heute sind 96 Soldaten (48 Berufs-
soldaten, 8 BO 40, 5 BO 41 und 35 SaZ) während 
des Flugdienstes mit einem Luftfahrzeug vom Typ 
„Starfighter" tödlich verunglückt. Hiervon waren 
68 Soldaten verheiratet, die insgesamt 88 Unfall-
waisen hinterließen; 28 der tödlich verunglückten 
Soldaten waren ledig, diese hinterließen als Hinter-
bliebene, die Eltern. 

Für die Hinterbliebenen der 96 tödlich verun-
glückten Soldaten sind einmalige Unfallentschädi-
gungen nach § 63 des Soldatenversorgungsgesetzes 
im Betrag von insgesamt 3,16 Millionen DM ge-
währt worden. 

Die an die Hinterbliebenen der tödlich verun-
glückten Soldaten der verschiedenen Statusgrup-
pen gewährten Hinterbliebenenversorgungsbezüge 
können nicht beziffert werden. 

Die für die Gewährung dieser Leistungen zustän-
digen Behörden (Behörden der Bundeswehrverwal-
tung, die Versorgungsbehörden der Länder und die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen) füh

-

ren über die hier in Frage stehenden Versorgungs-
bezüge keine Statistik. 

Zur Problematik der Schadensfeststellung im zi-
vilen Bereich ist festzustellen: 

Im Bundesministerium der Verteidigung werden 
keine Unterlagen geführt, die eine Aussage über 
die Höhe des durch Flugzeugabstürze verursachten 
Personen- und Sachschadens erlauben. Schäden 
werden von der jeweils für den Schadensort zu-
ständigen Wehrbereichsverwaltung bzw. dem Bun-
deswehrverwaltungsamt abgewickelt. 

Anlage 10 
Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Wei-
den) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3237 Frage A 37): 

Warum werden Wehrpflichtige, die sich vor der Einberufung 
zum Wehr- oder Zivildienst nach Berlin absetzen, nicht bei der 
Ausreise hieran gehindert, nachdem es der Bundesregierung auf 
Grund des alliierten Berlin-Vorbehalts verwehrt ist, Wehrpflich-
tige, die sich durch einen Aufenthaltswechsel nach Berlin dem 
Wehr- oder Zivildienst zu entziehen versuchen, von dort zu-
rückzuholen? 

Ich gehe davon aus, daß Ihre Frage sich auf 
Wehrpflichtige bezieht, denen vor der Ausreise 
nach Berlin noch kein Einberufungsbescheid zum 
Wehr- oder Zivildienst zugestellt worden ist; nur 
für diese Wehrpflichtigen gilt der Alliierte Berlin

-

Vorbehalt. Wehrpflichtige, die vor der Ausreise ei-
nen Einberufungsbescheid erhalten haben, dürfen 
nach dem Einberufungstermin von Berlin aus 
zwangsweise den zuständigen Behörden im Bundes-
gebiet überstellt werden. 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, den 
angesprochenen Personenkreis an der Ausreise 
nach Berlin zu hindern. Voraussetzung hierfür 
wäre, daß Wehrpflichtige den Geltungsbereich des 
Wehrpflichtgesetzes in jedem Fall nur mit Geneh-
migung des Kreiswehrersatzamts verlassen dürften. 
Dies würde indes einen unverhältnismäßigen Ein-
griff in die Handlungsfreiheit der Betroffenen be-
deuten. Das Wehrpflichtgesetz bestimmt daher, daß 
Wehrpflichtige, die einem aufgerufenen Geburts-
jahrgang angehören und deren Wehrpflicht nicht 
ruht, eine Genehmigung des Kreiswehrersatzamts 
nur dann einzuholen haben, wenn sie den Gel-
tungsbereich des Wehrpflichtgesetzes für länger 
als drei Monate verlassen wollen. 

Bei dieser Rechtslage ist eine erfolgversprechen-
de Überwachung des Grenzverkehrs nicht mög-
lich. 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Engelsberger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/323Frage A 38) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob — wie die Presse melde-
te — der Vorsitzende des militärischen Komitees der Nato, der 
norwegische Viersternegeneral Zeiner Gundersen, im Namen 
der Natostaaten — also auch der Bundesrepublik Deutschland 
— der Beurteilung des Londoner Instituts für strategische Stu-
dien hinsichtlich eines annähernden atomaren Patts der beiden 
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Machtblöcke in Europa widersprochen und erklärt hat, die So-
wjetunion habe mit ihren ;SS 20"-Mittelstreckenraketen und 
dem „Backfire"-Bomber ein Ungleichgewicht geschaffen, und 
muß gegebenenfalls aus dieser Feststellung des Nato-Generals 
nicht eine außerordentliche Bedrohung der Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland abgeleitet werden? 

Es ist zutreffend, daß der Vorsitzende des „Mili-
tary Committee" der NATO auf der Tagung des 
MC am 18. September 1979 dem Kräftevergleich 
des „International Institute for Strategic Studies" 
(IISS), der eine annähernde nukleare Patt-Situation 
der Machtblöcke in Europa postuliert, energisch 
widersprochen hat. 

Diese Beurteilung des höchsten militärischen 
Gremiums der NATO stimmt mit unserer natio-
nalen Bewertung überein. 

Das Weißbuch 1979 zur Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland stellt zu diesem Problem ein-
deutig fest, daß die NATO der Überlegenheit des 
Warschauer Paktes bei den TNF-Systemen großer 
Reichweite — die sich gerade in den letzten Jah-
ren wegen der Einführung der modernen SS-20-Ra-
keten und Backfire-Bomber drastisch verschärft 
— zur Zeit nichts Vergleichbares entgegenzusetzen 
hat. 

Die Gefahr einer wachsenden Bedrohung der Si-
cherheit der Allianz und damit auch der Bundesre-
publik Deutschland ist klar erkannt. 

Die jetzt in das Entscheidungsstadium tretenden 
Beratungen der NATO zur Modernisierung ihrer 
TNF-Systeme haben die angemessene Reaktion auf 
diese wachsende Bedrohung zum Ziel. 

Wir sind sicher, daß eine von uns voll mitgetra-
gene Modernisierungsentscheidung des Bündnisses 
gemeinsam mit der Entscheidung über ein konkre-
tes Angebot zur rüstungskontrollpolitischen Ein-
bindung von nuklearen Mittelstreckensystemen 
noch in diesem Jahr getroffen werden kann. 

Das Bündnis wird dadurch seine Abschreckungs- 
und Verteidigungsfähigkeit wahren, aber auch 
gleichzeitig die Voraussetzung für eine Fortsetzung 
des Entspannungs- und Abrüstungsprozesses schaf-
fen. 

Anlage 12 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Gansel 
(SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 39 und 40) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bekanntgabe eines 
Briefs des amerikanischen Verteidigungsministers an den Bun-
desverteidigungsminister eine Woche vor dessen Besuch in den 
USA, in dem die Bundesregierung ersucht wird, für eine weitere 
Erhöhung des Verteidigungsetats zu sorgen? 

Was hat die Bundesregierung bewogen, eine Woche nach der 
Bekanntgabe dieses Briefs durch den Bundesaußenminister öf-
fentlich die Bereitschaft zu einer solchen Erhöhung des Vertei-
digungsetats zu signalisieren? 

Zu Frage A 39: 

Die Bundesregierung hat den Brief von US-Ver-
teidigungsminister Brown an Bundesminister Dr. 
Apel nicht bekanntgegeben; sie hat auch keine 
Kenntnis, wie sein Inhalt in die Öffentlichkeit ge-
langt ist. 

Zu Frage A 40: 

Die Bundesminister des Auswärtigen und der 
Verteidigung haben über die Frage einer realen 
Steigerung der Verteidigungshaushalte mit ihren 
Amtskollegen in den Vereinigten Staaten Gesprä-
che geführt. Hierüber haben sie die Öffentlichkeit 
unterrichtet. Sie sind sich in der Beurteilung der 
Lage einig und halten eine gewisse Erhöhung des 
Verteidigungshaushalts für wünschenswert. Eine 
Entscheidung der Bundesregierung liegt derzeit 
noch nicht vor. 

Anlage 13 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3237 Frage A 41): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von der Bevölkerung 
am Untermain im Bereich der Städte bzw. Gemeinden Amorbach 
und Miltenberg (Landkreis Miltenberg) die Beschwerden und 
Proteste gegen den Fluglärm von Flugzeugen der Bundesluft-
waffe immer stärker werden und besonders in der bayerischen 
Fernsehsendung „Jetzt red i" sowie auch bei den Beratungen 
des Stadtrats in Amorbach der Unmut gegen diese Fluglärmbe-
lästigung deutlich zum Ausdruck kam, und was will die Bundes-
regierung unternehmen, um den Tiefflugbereich und damit auch 
den Fluglärm im Landkreis Miltenberg mit seinen vielen Erho-
lungs und Fremdenverkehrsorten einzuschränken? 

Das Problem ist der Bundesregierung bekannt. 

Die Komplexität moderner, fliegender Waffensy-
steme erfordert jedoch ständige Übungen der Be-
satzungen zur Erhaltung der Einsatzbereitschaft. 

Die Luftwaffe hat, die Belange der Bevölkerung 
berücksichtigend, die Mindestflughöhen für Strahl-
flugzeuge schon so weit angehoben, daß einerseits 
die Lärmbelastung reduziert, andererseits die unab-
dingbar notwendigen Ausbildungserfordernisse 
noch erfüllt werden können. Besonders in den 
Sommermonaten ist ein hohes Verkehrsaufkommen 
durch militärische Übungstiefflüge zu verzeichnen. 
Dabei werden diese Flüge aus Sicherheitsgründen 
für den Luftverkehr und die Bevölkerung nur bei 
relativ hohen Mindestsichten durchgeführt; dies 
führt zu gewissen Konzentrationen des Luftver-
kehrs bei Schönwetter-Perioden. 
Die Luftstreitkräfte sind bemüht, durch gleichmä-

ßige Aufteilung der Flüge über dem gesamten 
nutzbaren Gebiet, Begrenzung der Flugbetriebszei-
ten, Festlegung von Mindestflughöhen und Be-
schränkung der Tiefflugeinsätze den mit dem 
Übungsflugbetrieb verbundenen Lärm für den ein-
zelnen Bürger in Grenzen zu halten. Eine Reduzie-
rung des Flugbetriebs in einzelnen Gebieten, die 
häufig gefordert wird, muß zwangsläufig in ande-
ren Gebieten eine Verstärkung des Flugbetriebs 
und damit eine Steigerung der Belastung zur Folge 
haben, da die Übungsflüge nicht weiter begrenzt 
werden können. 
Der Inspekteur der Luftwaffe hat bei einem Tref-

fen aller Befehlshaber der in der Bundesrepublik 
Deutschland übenden NATO-Luftstreitkräfte am 29. 
August 1979 eine multinationale Arbeitsgruppe ins 
Leben gerufen, die alle Aspekte des militärischen 
Flugbetriebes auf Möglichkeiten zur Reduzierung 
der Fluglärmbelastung allgemein untersuchen 
wird. 
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Bei einem positiven Ergebnis wird auch für den 
Raum Miltenberg-Amorbach eine Besserung erwar-
tet. 

Darüber hinaus wird am 18. Oktober 1979 eine 
Besprechung im Bundesministerium der Verteidi-
gung mit Vertretern des Landkreises Miltenberg 
über Probleme des Fluglärms stattfinden. 

Anlage 14 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hasinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3237 Frage A 42) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ausländischen Staats-
bürgern, die in der DDR eine Approbation als Arzt erhalten ha-
ben, diese in der Bundesrepublik Deutschland nicht anerkannt 
wird, und was ist die Bundesregierung bereit zu tun, um diesem 
Zustand abzuhelfen? 

Nach den Vorschriften der Bundesärzteordnung 
ist eine in den Ausbildungsstätten in der Deut-
schen Demokratischen Republik oder in Berlin 
(Ost) erworbene abgeschlossene Ausbildung für die 
Ausübung des ärztlichen Berufs mit der in der 
Bundesrepublik Deutschland erworbenen ärztlichen 
Ausbildung gleichgestellt, es sei denn, daß die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht ge-
geben ist. 

Bisher ist nicht bekanntgeworden, daß Auslän-
dern wegen ihrer in der Deutschen Demokratischen 
Republik abgeschlossenen ärztlichen Ausbildung 
die Approbation als Arzt oder eine Erlaubnis ver-
sagt worden ist. 

 
Anlage 15  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Schu-
chardt (FDP) (Drucksache 8/3237 Frage A 44) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Aktenmaterial des 
Berliner NS-Rassenhygiene-Instituts, das unter Leitung von Ro-
bert Ritter und Eva Justin zusammen mit der NS-Zigeuner-Zen-
trale für die Vernichtung der Zigeuner im 3. Reich verantwort-
lich war, sich in privater Hand von Herrn Prof. Dr. Hermann 
Arnold in Landau (Pfalz) befindet, und wenn ja, wird sie darauf 
hinwirken, daß das Aktenmaterial umgehend aus der Hand von 
Dr. Arnold entzogen und in das Bundesarchiv nach Koblenz 
überstellt wird, da dies für eine öffentliche Aufarbeitung von 
NS-Verbrechen notwendig ist? 

Das Bundesarchiv ist am 17. Juli 1979 vom Mini-
sterium des Innern und für Sport des Landes 
Rheinland-Pfalz über einen Hinweis der „Gesell-
schaft für bedrohte Völker" unterrichtet worden, 
daß sich Akten des ehemaligen Kriminalbiologi-
schen Instituts der Sicherheitspolizei, unter Um-
ständen auch der ehemaligen Rassenhygienischen 
Forschungsstelle des Reichsgesundheitsministeri-
ums im Besitz von Dr. Hermann Arnold befinden 
sollen. 

Da das Bundesarchiv für die Aufbewahrung von 
Schriftgut ehemaliger Dienststellen des Deutschen 
Reiches zuständig ist, hat es sich am 7. August 
1979 schriftlich an Herrn Dr. Arnold gewandt und 
gebeten mitzuteilen, ob er über die Unterlagen ver-
füge und ob er zutreffendenfalls bereit sei, einem 

Beamten des Bundesarchivs Einsicht zu gewähren 
um zu klären, ob und ggf. wann die Übernahme 
der Akten durch das Bundesarchiv erfolgen kön-
ne. 

Herr Dr. Arnold hat sich inzwischen mit dem Be-
such eines Beamten des Bundesarchivs noch in die-
sem Monat einverstanden erklärt. Sollte das Bun-
desarchiv einen Anspruch auf die Unterlagen erhe-
ben können, wird sich die Bundesregierung mit 
Nachdruck darum bemühen, das Material zu erlan-
gen. 

Anlage 16 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Menzel (SPD) 
(Drucksache 8/3237 Frage A 48) : 

Ist die Bundesregierung bereit, nach den Zusammenbrüchen 
der Autobahnbrücken bei Duisburg und Dortmund zu überprü-
fen, ob die anderen Brücken gegen Unfälle bzw. Beschädigun-
gen, wie sie durch den schweren Lastwagenverkehr auftreten 
können, genügend gesichert sind? 

Die Bundesregierung hatte bereits nach dem Ein-
sturz der Straßenbrücke bei Duisburg die Straßen-
bauverwaltungen der Länder um Überprüfung ge-
beten, ob die für vorhandene Brücken ähnlicher 
Bauweise notwendigen Mindestsicherungen gegen 
Fahrzeuganprall an Stützen vorhanden sind. 

Nach dem Einsturz der Straßenbrücke bei Dort-
mund ist inzwischen veranlaßt, im Einvernehmen 
mit den Straßenbauverwaltungen der Länder zu 
prüfen, ob und ggf. in welchem Umfang zusätzliche 
Sicherungseinrichtungen vorzusehen sind. 

 

Anlage 17 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündli

-

chen Fragen des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) 
(Drucksache 8/3237 Fragen A 49 und 50) : 

Welche neue Vorgehensweise beabsichtigt die Bundesregie-
rung im Zusammenhang mit der Prüfung der Verlagerung des 
Personenverkehrs von der Bahn auf die Straße im Rahmen der 
ursprünglich in Betracht gezogenen 6 000 Kilometer Bahnstrek-
ke? 

Welches neue Prüfverfahren ist dabei insbesondere für die in 
dem ursprünglichen 6 000-Kilometer-Konzept enthaltene Strecke 
Lauffen—Leonbronn beabsichtigt, und wird in diesem neuen Prüf-
verfahren, wie im bisherigen Prüfkonzept, die Bundesregierung 
eingeschaltet? 

Es gibt keine neue Vorgehensweise bei der Ver-
lagerung des Schienenpersonennahverkehrs auf die 
Straße. Die Bundesregierung wie auch die Deut-
sche Bundesbahn sind bei solchen Entscheidungen 
an das Bundesbahngesetz gebunden. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat die 
Strecke Lauffen—Leonbronn zur Umstellung vorge-
sehen. Nach endgültiger Abstimmung mit dem 
Land  wird der Vorstand eine Entscheidung des 
Verwaltungsrates herbeiführen und ggf. dem Bun-
desminister für Verkehr einen Antrag auf Umstel-
lung vorlegen. Die Landesregierung hat sich leider 
bisher zu einer Terminabsprache noch nicht bereit

-

gefunden. 
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Anlage 18 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Merker (FDP) 
(Drucksache 8/3237 Fragen A 51 und 52) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Lärment-
wicklung von motorisierten Zweirädern inzwischen zu einer 
unerträglichen Umweltbelastung geworden ist, und ist sie be-
reit, die notwendigen Konsequenzen dahin gehend zu ziehen, 
daß ein Verfahren entwickelt wird, das die unverzügliche Erfas-
sung von „frisierten" Motoren an Zweirädern an Ort und Stelle 
zuläßt? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Industrie Krafträder entwickelt, die nur schwer und unter er-
heblichem Aufwand hinsichtlich ihrer Lärmentwicklung verän-
dert werden können? 

Zu Frage A 51: 

Die Bundesregierung hat, zusammen mit den Ex-
perten der Bundesländer, eine „Nahfeld-Geräusch-
meßmethode" entwickelt, die von der Polizei ange-
wendet werden kann, um unzulässig hohe Geräusch-
pegel auf der Straße an „Ort und Stelle" feststellen 
zu können. Damit hat die Polizei die technischen 
Möglichkeiten, gegen zu laute Fahrzeuge einzu-
schreiten. 

Zu Frage A 52: 

Ja. Technische Möglichkeiten werden untersucht. 
Eine „absolut sichere" Methode konnte jedoch 
noch nicht entwickelt werden. Insbesondere die 
Herstellung „frisierfester" Schalldämpfer macht 
Schwierigkeiten. 

Die konstruktiven Möglichkeiten müssen daher 
durch eine entsprechende Überwachung im Ver-
kehr ergänzt werden. 

Anlage 19 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(Drucksache 8/3237 Frage A 53) : 

Gibt es bei der Deutschen Bundesbahn Überlegungen, die 
eine Konzentrierung von Personal und Dienststellen in Nürn-
berg zu Lasten von Regensburg zum Ziel haben, und wenn ja, 
welche? 

Die Maßnahmen auf dem Gebiet der Konzentra-
tion von Dienststellen im Bundesbahnbereich fallen 
nach dem Bundesbahngesetz in die Eigenständig-
keit des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn. 
Nach dessen Mitteilung ist vorgesehen, daß in je-
dem Bundesbahndirektionsbezirk nur je eine der 
bestehenden zentralen Dienststellen verbleibt. Im 
Bundesbahndirektionsbezirks Nürnberg befinden 
sich aber je zwei Gleislager, Brückenmeistereien, 
Fernmeldemeistereien und Signalmeistereien mit 
Werkstatt. Durch verwaltungsmäßige Vereinigung 
erwartet der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
Einsparungen von 60 bis 80 Dienstkräften. Ent-
schieden ist bisher, daß die Brückenmeistereien in 
Regensburg vereinigt werden und das Gleislager in 
Regensburg vorerst erhalten bleibt. Wegen des Sit-
zes der weiteren zentralen Dienststellen im Bezirk 
der Bundesbahndirektion Nürnberg sind zur Zeit 
betriebswirtschaftliche Untersuchungen für eine 
gesamtunternehmerische Entscheidung anhängig. 

Dabei ist vorgegeben, daß, wegen Erfordernissen 
der Raumordnung zumindest noch eine der verblei-
benden zwei Dienststellen ihren Sitz in Regensburg 
haben soll. Mit dem Abschluß der Untersuchung 
ist nicht vor Frühjahr 1980 zu rechnen. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3237 Frage A 56) : 

Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, amtliche Formu-
lare, wie z. B. den Postscheckbrief der Deutschen Bundespost, 
dahin gehend zu ändern, daß nunmehr anstatt der alten Bezeich-
nung „Im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West)" der Aus-
druck „Im Bundesgebiet und Berlin" zu finden ist, und wer 
zeichnet für diese Änderung verantwortlich? 

Wie die Bundesregierung bereits auf mehrfache 
Anfragen klargestellt hat, ist der Aufdruck „Im 
Bundesgebiet und in Berlin (West) gebührenfrei", 
der seit 1974 auf Postscheckbriefumschlägen ver-
wendet wird, nicht neu, sondern in dieser Form 
auch schon bis 1962 üblich gewesen. Er entspricht 
dem allgemeinen Sprachgebrauch und auch dem 
Sprachgebrauch des  Deutschen Bundestages z. B. 
im Verplombungsgesetz vom 23. Juni 1972. Sowohl 
die Bezeichnung „Berlin (West)" als auch die Be-
zeichnung „Bundesgebiet" sind als geographische 
Angaben zu verstehen. 

Anlage 21 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Kolb (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3237 Fragen A 62 und 63) : 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, wieso es 
beim Neubau des Kanzleramts nicht möglich war, die jetzt auf-
getretenen Baumängel zu verhindern, bzw. weshalb konnten die 
für die Planung Zuständigen diesen Schaden nicht vermeiden? 

Weshalb wurden Leistungen abgerechnet, die nicht erbracht 
wurden und deren Fehlen niemandem auffiel, bzw. wie konnten 
preisgekrönte Außenanlagen ausgeführt werden, die verkehrs-
technisch unpraktikabel waren? 

Zu Frage A 62: 

Der Bundesrechnungshof hat auf Grund von Hin-
weisen am Bau Beteiligter im Rahmen seiner dar-
aufhin erfolgten Erhebungen am Neubau des Bun-
deskanzleramtes Mängel festgestellt. 

Die Bundesregierung arbeitet an einer umfassen-
den und eingehenden Aufklärung der Sachverhalte. 
Sie hat die hierzu notwendigen Schritte eingeleitet 
und wird ihre Stellungnahme in Kürze abschließen 
und dem Rechnungshof zustellen. 

Mit Rücksicht auf die rechtliche Situation und 
die daraus abzuleitenden Forderungen gegen be-
troffenen Auftragnehmer und Personen, bitte ich um 
Verständnis, wenn ich vor Abschluß der eingeleite-
ten Untersuchungen heute noch keine Einzelheiten 
bekanntgeben kann. 

Ob und inwieweit die für die Planung und Bau-
ausführung zuständigen Stellen die aufgetretenen 
Schäden hätten verhindern können, ist ebenfalls 
Gegenstand der eingeleiteten Untersuchungen. 
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Zu Frage' A 63: 

Zum ersten Teil dieser Frage darf ich auf die Be-
antwortung zur Frage Nr. 62 verweisen. Der hierin 
enthaltene Vorwurf ist ebenfalls Teil der Beanstan-
dungen des Bundesrechungshofes und wird im Rah-
men der Gesamtprüfung untersucht. 

Die seinerzeit zur Ausführung gelangte Konzep-
tion für die Außenanlage des Bundeskanzleramtes 
wurde auf Empfehlung einer Gutachterkommission 
ausgewählt und von den planenden Architekten 
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und 
dem BMBau unter Berücksichtigung der damals 
überschaubaren funktionalen und protokollarischen 
Anforderungen weiterentwickelt. 

Die nach der ursprünglichen Planung festgelegte 
Verkehrsführung auf dem Vorplatz war dem inzwi-
schen gestiegenen Verkehrsaufkommen nicht mehr 
gewachsen. Das Bundeskanzleramt hat deshalb die 
Forderung erhoben, wegen der ohnehin auf dem 
Vorplatz anstehenden Sanierungsmaßnahmen 
gleichzeitig eine umfassende Verbesserung der 
Verkehrsführung vorzunehmen. 

Dies ist inzwischen im Rahmen einer ersten Aus-
baustufe auf dem Vorplatz geschehen und soll im 
nächsten Jahr im Rahmen einer zweiten Ausbau-
stufe auch im rückwärtigen Bereich fortgesetzt wer-
den. 

Die Kosten für die erste Ausbaustufe sind aus 
Restmitteln der Baumaßnahme bestritten worden. 

Die Mittel für die zweite Ausbaustufe sind für 
1980 bei Kapitel 2504 Titel 717 01 veranschlagt 
worden. Für die Bewilligung ist dem Haushaltsaus-
schuß eine umfassende Vorlage zugeleitet wor-
den. 

Anlage 22 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Steger 
(SPD) (Drucksache 8/3237 Fragen A 66 und 67) : 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Länder, Kommunen und sonstigen öffentlichen Dienst-
stellen auf die Ziele des 3. Datenverarbeitungs-Förderpro-
gramms, insbesondere in der Beschaffungspolitik zu verpflichten, 
und welches waren' die Ergebnisse? 

Gibt es — wie der Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt-
schutz e. V. (BBU) behauptet — einen geheimgehaltenen „Stör-
fallbericht der Bundesregierung", in dem mehrere Störfälle nahe 
einer Atomkatastrophe" aufgezeichnet sind, oder sind der Bun-
desregierung Störfälle bekannt, die bisher geheimgehalten wur-
den? 

Zu Frage A 66: 

Die Möglichkeiten der Bundesregierung, die Län-
der, Kommunen und sonstigen öffentlichen Dienst-
stellen auf die Ziele des 3. Datenverarbeitungs-För-
derungsprogramms der Bundesregierung zu ver-
pflichten, sind auf Grund der verfassungsrechtli-
chen Gegebenheiten begrenzt. 

Gleichwohl hat die Bundesregierung im Koopera-
tionsausschuß ADV — in dem Bund, Länder und 
der kommunale Bereich mit dem Ziel zusammenar-
beiten, durch zweckmäßigen und wirtschaftlichen 
Einsatz der Datenverarbeitung eine Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Träger öffentlicher Aufga-
ben zu erreichen — Initiativen ergriffen, die u. a. 
auch zum Ziel beitragen, die Wettbewerbschancen 
deutscher Hersteller zu verbessern. 

In diesem Zusammenhang unterstützt die Bun-
desregierung besonders die Schaffung und Anwen-
dung herstellerneutraler Standards im Bereich der 
Datenverarbeitung. Entsprechende „Grundsätze für 
die Gestaltung der automatisierten Datenübermitt-
lung" sollen bei der Gestaltung von Rechtsvor-
schriften, Verwaltungsvorschriften, Dienstanwei-
sungen und sonstigen Richtlinien und Vereinbarun-
gen berücksichtigt werden. Des weiteren sind auf 
Anregung des Bundes Regelungen zur systemneu-
tralen Anwendungsprogrammierung geschaffen 
worden. Diese tragen wesentlich dazu bei, einen 
Herstellerwechsel zu erleichtern. 

Ferner wurden die vom Bundesminister des In-
nern veröffentlichten Besonderen Vertragsbedin-
gungen für die Beschaffung von DV-Leistungen, 
den Beschaffungen von Datenverarbeitungsleistun-
gen durch Behörden der Länder und in zunehmen-
dem Maße der Kommunen zugrunde gelegt. Sie 
dienen besonders auch einer besseren Vergleich-
barkeit der Angebote und damit einer Verbesse-
rung der Wettbewerbschancen deutscher Anbie-
ter. 

Im Programm zur Errichtung regionaler Rechenzen-
tren beteiligt sich der Bund mit 85 % an den Be-
schaffungskosten für die DV-Systeme, die den Re-
chenbedarf größerer Hochschulregionen abdecken. 
Die im 3. DV-Programm entwickelten Förderkon-
zepte gestatteten es, den wertmäßigen Anteil deut-
scher DV-Produkte im Regionalprogramm auf 53 % 
zu steigern. 

Bei der Beschaffung von DV-Geräten durch die 
Länder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau nach dem Hochschulbauförderungs-
gesetz ist bisher entsprechend den im 3. DV-Pro-
gramm der Bundesregierung aufgestellten Grund-
sätzen verfahren worden. In dem im Juni 1979 ver-
abschiedeten Rahmenplan für den Hochschulbau 
für die Jahre 1980-1984 hat der Planungsausschuß 
für den Hochschulbau festgelegt, daß nach Auslau-
fen des Programms auch in Zukunft Hersteller mit 
der Basis in der Bundesrepublik Deutschland oder 
in Ländern der EG bei den anstehenden Beschaf-
fungsprojekten grundsätzlich zur Abgabe von An-
geboten aufgefordert werden sollen und bei gleich-
wertigen Angeboten diesen Herstellern der Zu-
schlag erteilt werden soll. 

Zu Frage A 67: 

Nein. 


	176. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 10. Oktober 1979
	Inhalt

	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22




